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 Inhaltsverzeichnis Teil II: Umweltbericht  

Siehe separates Inhaltsverzeichnis im Umweltbericht. 

Anlagen: 

Anlage 1: Bestandsplan mit Erläuterungen, Christina Nolden, Stadt- und Landschaftsplanung, 
Bensheim, Oktober 2023 

Folgende Unterlagen werden - nach derzeitigem Kenntnisstand - zur 
Entwurfsplanung noch ergänzt: 

• Umweltbericht gemäß § 2a Baugesetzbuch (BauGB) 

• Artenschutzprüfung gemäß § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
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I. Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen 

I.1 Grundlagen 

I.1.1 Anlass der Planung 

Die Gemeinde Birkenau verfolgt mit der Flächennutzungsplanänderung im Bereich „Erweiterung 
Amselhof“ sowie der Aufstellung des Bebauungsplans „Erweiterung Amselhof“ das Ziel, das Kul-
tur- und Tourismusangebot in der Gemeinde auszubauen und damit die sozialen und kulturellen 
Bedürfnisse der Bevölkerung, insbesondere die Belange von Freizeit und Erholung zu fördern. 
Ein wesentlicher Anlass für die Planung ist die Anfrage eines privaten Grundstückseigentümers, 
der seine Grundstücke im Außenbereich für den Ausbau von Beherbergungsstätten für Naturtou-
rismus nutzen möchte. Die Gemeinde unterstützt dieses Vorhaben, da es dem Leitbild der Ge-
meinde entspricht, den Einheimischen und Gästen durch ein attraktives Angebot an Unterkünften 
Möglichkeiten zur Zusammenkunft zu schaffen und damit sowohl die Gemeinde als auch die ein-
zigartige Naturkulisse des Orts näher bringen zu können.  

Die Gemeinde Birkenau legt bei der Planung großen Wert auf die Belange des Orts- und Land-
schaftsbilds und möchte diese durch Kultur- und Beherbergungseinrichtungen erlebbar gestalten. 
Dazu bietet sich die Lage des Plangebiets entlang einer schon heute beliebten Wanderstrecke 
inmitten der Natur mit Blick auf den Odenwald besonders gut an. Des Öfteren kam bereits aus 
der Bevölkerung der Wunsch nach einer Verweilmöglichkeit an dieser Stelle. Der Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans liegt dabei im Außenbereich und ist bereits teilweise durch Wohnge-
bäude bebaut. Die Gemeinde sieht vor, dass die bereits vorhandenen baulichen Anlagen, die 
neben der reinen Wohnnutzung bereits in der Vergangenheit auch für kleinere private Feierlich-
keiten genutzt wurden, miteinbezogen werden können und um Kulturangebote im Bereich der 
Bestandsbebauung und um Beherbergungsangebote in Form von drei anmietbaren „Tiny-Hou-
ses“ südlich des heute verlaufenden landwirtschaftlichen Wegs sowie einer weiteren baulichen 
Anlage zur Verpflegung der Gäste (u.a. für Frühstücksbuffets) im gleichen baulichen Umfang er-
weitert werden sollen.  

Die Gemeinde hat bei der Planung einen besonderen Fokus auf einen sparsamen Umgang mit 
Grund und Boden gelegt und möchte den Eingriff in das Landschaftsbild möglichst minimieren. 
Die „Tiny-Houses“ sollen daher besonders ökologisch ausgestaltet werden, unter anderem durch 
eine verbindliche und umfangreiche Festsetzung von Gründächern. Damit soll ein geringerer Flä-
chenverbrauch ursprünglich der Landwirtschaft gewidmeter Flächen erreicht und eine bessere 
Eingliederung in die lockere und naturnahe Umgebung gewährleistet werden. Der Ausgleich des 
daraus resultierenden Eingriffs in die Natur und Landschaft soll darüber hinaus innerhalb des 
Plangebiets durch die Anlage einer extensiv zu begrünenden und zu pflegenden Wiese erfolgen, 
des Weiteren soll auf einer privaten Grünfläche ein Obst- und Gemüsegarten realisiert werden. 
Demzufolge wird der Verlust ehemals der Landwirtschaft gewidmeter Flächen zumindest augen-
scheinlich kaum wahrgenommen und beschränkt sich formal größtenteils auf die bereits bebau-
ten Flächen.  

Im Rahmen der vorliegenden Planung ist auch die Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Gemeinde Birkenau durch ein paralleles Änderungsverfahren erforderlich, um die vorgesehene 
Nutzung auf dieser Planungsebene vorzubereiten.  

Der Eigentümer hat daher um Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens für das Anwesen ge-
beten, um den planungsrechtlichen Rahmen für die Außenbereichsnutzung durch die Gemeinde-
vertretung im Rahmen der kommunalen Planungshoheit setzen zu lassen. Es wird dazu beab-
sichtigt, mit den vorliegenden Bauleitplanungen - Änderung des Flächennutzungsplanes sowie 
Aufstellung des Bebauungsplanes im Bereich „Erweiterung Amselhof“ - die bauplanungsrechtli-
chen Voraussetzungen für die seitens der Gemeinde gewünschten Nutzungen zu schaffen. 
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Eine Festsetzung des Vorhabens nach §35 BauGB ist nicht möglich, da es sich hierbei um keine 
privilegierte Nutzung im Außenbereich handelt. Die Flächennutzungsplanänderung sowie Auf-
stellung eines Bebauungsplans sind dafür zweckmäßig.  

Der Plangeltungsbereich soll neben den Vorhabengrundstücken auch noch die zur Erschließung 
genutzte Straßenfläche umfassen, um eine entsprechende Widmung der bestehenden Verkehrs-
fläche als Anliegerstraße vorzubereiten und im Übrigen auch die Anforderungen an die Mindest-
festsetzungen eines qualifizierten Bebauungsplanes zu erfüllen. Die Gemeinde hat sich zudem 
bewusst für einen qualifizierten Bebauungsplan entschieden, der umfangreiche Möglichkeiten zur 
Berücksichtigung der Belange der Baukultur und der Anforderungen an die Wahrung des prägen-
den Orts- und Landschaftsbildes ausreichend berücksichtigen kann.  
Die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans erfolgt nicht. Dieser wäre in diesem 
Falle nur mit einem erhöhten Verwaltungsaufwand zu bewerkstelligen und würde eine ausrei-
chend konkrete Planung erfordern, die zum gegebenen Zeitpunkt noch nicht vorliegt. Zudem 
würde dies die Flexibilität der Planung deutlich einschränken, weshalb hiermit die Aufstellung 
eines sogenannten „Angebotsbebauungsplans“ erfolgen soll. 

Die vorliegende Begründung gilt für den Bebauungsplan und die parallele Flächennutzungs-
planänderung gleichermaßen, da sich die Inhalte der beiden Verfahren weitgehend überdecken 
und durch die zusammengefasste Begründung in erheblichem Umfang doppelte Darstellungen 
gleicher Sachverhalte und hierdurch in relevantem Umfang Verfahrenskosten einsparen lassen. 
Die Begründung wird zum Verfahrensabschluss (Feststellungsbeschluss der Flächennutzungs-
planänderung bzw. Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes) getrennt, sodass zu jedem der 
beiden Bauleitplanverfahren dann eine separate Begründung vorliegt. 

I.1.2 Planungsalternativen 

Der vorliegende Bebauungsplan wird als „Angebotsbebauungsplan“ und somit vorhabenunab-
hängig aufgestellt. Dennoch liegt der Planung mit der Erweiterung des Angebots an Tourismus 
und Beherbergung sowie Kulturveranstaltungen entlang einer insbesondere für den Naturtouris-
mus beliebten Strecke ein konkretes Planungsziel der Gemeinde Birkenau zugrunde, welches 
sich mit dem Wunsch des hier anfragenden Grundstückseigentümers deckt, der seine Flächen 
hierfür zur Verfügung stellt. Das Vorhaben müsste sich demnach auf die dem Grundstückseigen-
tümer zugehörigen Flächen begrenzen. Eine Prüfung alternativer Standorte ist nach Auffassung 
der Gemeinde hier nicht möglich, da aus eigentumsrechtlichen Gründen, ausschließlich die vor-
liegend beplanten Flächen zur Verfügung stehen. Die eigentumsrechtlichen Verhältnisse begüns-
tigen somit die hier gewählte Planungsvariante, wohingegen die Gemeinde anderenorts an Ihre 
Grenzen stoßen würde. 

Das Plangebiet ist darüber hinaus bereits verkehrlich über einen landwirtschaftlichen Weg er-
schlossen, weshalb keine weiteren Landwirtschaftsflächen für die Herstellung von ergänzenden 
Straßenflächen beansprucht werden müssen. Darüber hinaus könnten bereits große Teile der 
bestehenden baulichen Anlagen des Grundstückseigentümers miteingebunden werden, welche 
bereits in der Vergangenheit im Rahmen kleinerer privater Feierlichkeiten genutzt worden sind. 

Eine Planungsalternative wäre der Verzicht auf die vorliegende Aufstellung des Bebauungspla-
nes. Das würde bedeuten, einen anderen Standort zur Ausweitung des ohnehin schon ausge-
dünnten Kulturangebots in der Gemeinde Birkenau finden zu müssen, womit voraussichtlich ein 
größerer Eingriff verbunden wäre als bei dem vorliegenden Plangebiet, welches nur geringfügig 
erweitert werden müsste. Durch die bisher nur einseitig genutzte Erschließungsstraße wird der 
Flächenverlust im Rahmen der vorliegenden Planung weitestgehend minimiert. 

Zudem ließe sich die geplante Entwicklung nicht im Innenbereich realisieren, denn die Naturver-
bundenheit des Außenbereichs stellt hierbei die „Grundvoraussetzung“ für die Realisierung des 
Vorhabens dar und ist gleichzeitig beabsichtigtes Planungsziel der Gemeinde. 
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I.1.3 Betroffener Bereich der Flächennutzungsplanänderung und Geltungsbereich des 

Bebauungsplanes 

Sowohl der Planbereich der Flächennutzungsplanänderung sowie der Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes liegen außerhalb des im Zusammenhang bebauten Gemeindegebiets zwischen 
der Kerngemeinde Birkenau und dem Ortsteil Reisen und umfassen den Bereich nordwestlich 
der Hauptstraße auf Höhe der Hausnummer 190. 

Der von der Änderung des Flächennutzungsplanes betroffene Bereich umfasst nach der aktuellen 
Liegenschaftskarte folgende Grundstücke: Gemarkung Birkenau, Flur 10, Flurstücke Nr. 107, Nr. 
108/1, Nr. 108/2, Nr. 109 (teilweise), Nr. 118 (teilweise) und Nr. 125 (teilweise) und hat eine Ge-
samtgröße von ca. 0,79°ha. Die Fläche entspricht dem Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
„Erweiterung Amselhof“ mit Ausnahme der Erschließungsstraße sowie der Fläche für Wald im 
Westen. 

 

Abbildung 1: Betroffener Bereich der 14. Flächennutzungsplanänderung im Bereich „Erweiterung Amsel-
hof“ in Birkenau (unmaßstäblich, Bildquelle: Schweiger + Scholz Ingenieurpartnerschaft 
mbB, Oktober 2023, Datengrundlage Liegenschaftskarte: Hessische Verwaltung für Boden-
management und Geoinformation, erhalten am 27.06.2023) 
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Der Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes umfasst nach der aktuellen Liegen-
schaftskarte folgende Grundstücke: Gemarkung Birkenau, Flur 10, Flurstücke Nr. 26/22 (teil-
weise), Nr. 28/5 (teilweise), Nr. 107, Nr. 108 /1, Nr. 108/2, Nr. 109 (teilweise), Nr. 118 (teilweise), 
Nr. 125 (teilweise). Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 1,09 ha. 

 

Abbildung 2: Geltungsbereich des Bebauungsplans „Erweiterung Amselhof“ in der Gemeinde Birkenau 
(unmaßstäblich unmaßstäblich, Bildquelle: Schweiger + Scholz Ingenieurpartnerschaft mbB, 
August 2023, Datengrundlage Liegenschaftskarte: Hessische Verwaltung für Bodenma-
nagement und Geoinformation, erhalten am 27.06.2023) 
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I.1.4 Planungsvorgaben 

I.1.4.1 Regionalplan Südhessen 

Im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010, der im Maßstab 1:100.000 
vorliegt, befindet sich das Plangebiet größtenteils innerhalb der Darstellung als „Vorranggebiet 
für Landwirtschaft“, angrenzend zu einem „Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft“. Das Plangebiet 
ist zudem von den Schraffuren „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ sowie „Vorbe-
haltsgebiet für den Grundwasserschutz“ überlagert. Eine Betroffenheit des „Vorranggebiets Re-
gionaler Grünzug“ ist nicht mit Bestimmtheit festzustellen. Aufgrund des Maßstabes des Regio-
nalplanes von 1:100.000 ist eine genauere Beurteilung der Flächenausweisung nicht möglich. Da 
das Plangebiet erheblich kleiner als 3 ha ist, können die Flächen als nicht raumbedeutsam ange-
sehen werden, weshalb sie der Abwägungsentscheidung der Gemeinde grundsätzlich zugänglich 
sind. 

  

Abbildung 3: Ausschnitt aus der Teilkarte 3 des Regionalplanes Südhessen 2010 (unmaßstäblich; Bild-
quelle: Regierungspräsidium Darmstadt, Oktober 2011) 

I.1.4.2 Vorbereitender Bauleitplan (Flächennutzungsplan) 

Der mit Inkrafttreten am 15.10.1985 wirksame Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Bir-
kenau, der im Maßstab 1:5.000 vorliegt, stellt das Plangebiet teilweise als „Landwirtschaftliche 
Flächen“, teilweise als „Forstwirtschaftliche Flächen“ überlagert von der Darstellung „Biotop“ so-
wie „Hauptverkehrsstraßen“ dar. Mit dem Stand der Änderung des Flächennutzungsplans im Be-
reich „Aue“ -Teilbereich B (Inkrafttreten 13.07.2000) wird der Geltungsbereich zudem teilweise 
als „Sonderbaufläche, Zweckbestimmung Sport- und Freizeitzentrum mit Mehrzweckhalle“ und 
im Bereich der geplanten Erschließungsstraße innerhalb der „Umgrenzung der Flächen mit was-
serrechtlichen Festsetzungen, Zweckbestimmung Schutzgebiet für Grund- und Quellwasserge-
winnung“ ausgewiesen. 

Weiter befindet sich die Darstellung „Streuobst“ in den Randbereichen innerhalb des Plangebiets. 

Die geplanten Sondergebiete mit den Zweckbestimmungen „Wohnen, Beherbergung, Tourismus 
und Kultur“ sowie „Beherbergung“ entsprechen damit zunächst nicht dem Entwicklungsgebot des 
§ 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB, weshalb der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren entsprechend 
den gemeindlichen Planungszielen geändert wird. Die forstwirtschaftlichen Flächen im Nordwes-
ten des Plangebiets werden entsprechend ihrer Art als solche in den Bebauungsplan 



Gemeinde Birkenau Ordnungsschlüssel: 006-31-04-2977-006-137-00 

14. Änderung FNP und B-Plan „Erweiterung Amselhof“ Teil 1: Begründung 

 

 
SCHWEIGER + SCHOLZ Ingenieurpartnerschaft mbB Seite 9 

aufgenommen. Eine Änderung der betroffenen Flächen auf Ebene des Flächennutzungsplans ist 
nicht erforderlich, da diese auf Ebene des Flächennutzungsplanes bereits entsprechend darge-
stellt sind. 

 

Abbildung 4: Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Birkenau (unmaßstäb-
lich; Bildquelle: Geografisches Informationssystem (Bürger GIS) des Landkreises Berg-

straße, Internetabruf am 06.09.2023 unter https://buergergis.kreis-bergstrasse.de) 

 

Abbildung 5:  Ausschnitt aus der Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Birkenau im Bereich 
„Aue“, Teilbereich B (unmaßstäblich; Bildquelle: Geografisches Informationssystem (Bürger 
GIS) des Landkreises Bergstraße, Internetabruf am 06.09.2023 unter https://buerger-
gis.kreis-bergstrasse.de) 

https://buergergis.kreis-bergstrasse.de/
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I.1.4.3 Verbindliche Bauleitpläne (Bebauungspläne) 

Für das Plangebiet gibt es noch keine verbindlichen Bauleitpläne, sodass es sich bei den Bau-
grundstücken um unbeplante Flächen im Außenbereich handelt.  

I.1.4.4 Natura 2000-Gebiete 

Das Plangebiet liegt außerhalb von Gebieten der Natura 2000-Verordnung, d.h. Fauna-Flora-
Habitat-Gebiete (FFH-Gebiete) und Vogelschutzgebiete (VSG) sind nicht unmittelbar betroffen. 
Das nächstgelegene Natura 2000-Gebiet, nämlich das FFH-Gebiet Nr. 6318-307 „Oberlauf der 
Weschnitz und Nebenbäche“, beginnt in einer Entfernung von ca. 4,0 km östlich des Plangebiets, 
sodass keine Auswirkungen auf dieses Schutzgebiet durch die Planung zu erwarten sind. 

Der Planbereich überlagert kein ausgewiesenes oder geplantes Natur- bzw. Landschaftsschutz-
gebiet. 

Ökokonto- sowie Kompensationsflächen aus dem NATUrschutzREGister Hessen werden gemäß 
dem interaktiven „Natureg-Viewer“ ebenfalls nicht tangiert.  

Der Plangeltungsbereich liegt hingegen zum Teil im Hinweisbereich des gesetzlich geschützten 
Biotops Nr. 75 „Streuobstwiese im Amselloch“ dem ein vollständiger Schutz gewährt wird. Dies-
bezügliche Beeinträchtigungen aufgrund des Vorhabens sind jedoch nicht zu erwarten, da ent-
sprechende Flächen von der Bebauung freigehalten werden. Auf die entsprechenden Ausführun-
gen im Umweltbericht wird verwiesen. 

Sonstige Schutz- und Sicherungsgebiete sind nicht betroffen. 

 

 

Abbildung 6: Ausschnitt aus dem Natureg-Viewer mit der Darstellung dort erfasster, naturschutzfachlich 
relevanter Flächen (unmaßstäblich; Bildquelle: Internetabruf am 01.09.2023 unter 
http://natureg.hessen.de/mapapps/resources/apps/natureg/index.html?lang=de) 

I.1.4.5 (Risiko-)Überschwemmungsgebiete 

Das Plangebiet liegt gemäß dem „Geoportal Hessen“ außerhalb eines festgesetzten Über-
schwemmungsgebietes im Sinne des Hessischen Wassergesetzes (HWG). Die nächstgelegenen 
festgesetzten Überschwemmungsgebiete sind die der Weschnitz in einer Entfernung von ca. 
0,1 km bzw. 0,4 km zum nächstgelegenen Baufenster im Südosten und des Liebersbachs in einer 
Entfernung von ca. 0,5 km im Westen, sodass diesbezügliche Beeinträchtigungen durch das Vor-
haben nicht zu erwarten sind.  
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Das Plangebiet befindet sich gemäß dem interaktiven Viewer zur Information über die Hochwas-
serrisikomanagementpläne in Hessen (HWRM-Viewer) auch außerhalb eines Risikoüber-
schwemmungsgebiets. Die Risikoüberschwemmungsgebiete (HQ100 Überflutungsfläche, Kat. 0 
und HQextrem Überflutungsfläche, Kat. 0) der Weschnitz beginnen ebenfalls in einer Entfernung 
von ca. 0,1 km bzw. 0,4 km zum nächstgelegenen Baufenster südöstlich des Plangebiets, sodass 
von dem Gewässer keine Gefahren für den Planbereich ausgehen. 

 

 

Abbildung 7: Ausschnitt aus dem Geoportal Hessen mit der Darstellung festgesetzter Überschwem-
mungsgebiete (unmaßstäblich; Bildquelle: Internetabruf am 01.09.2023 unter 
http://www.geoportal.hessen.de/portal/karten.html?WMC=748) 
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Abbildung 8: Ausschnitt aus dem HWRM-Viewer (unmaßstäblich; Bildquelle: Internetabruf am 
01.09.2023 unter http://hwrm.hessen.de/mapapps/resources/apps/hwrm/in-
dex.html?lang=de) 

I.1.4.6 Wasserschutzgebiete 

Der Planbereich liegt nach dem Fachinformationssystem Grund- und Trinkwasserschutz Hessen 
(GruSchu) zum größten Teil innerhalb eines festgesetzten Trinkwasserschutzgebiets der Zone III 
(„WSG-Brunnen 1-4 Birkenau“, WSG-ID 431-097) sowie die zugehörige Erschließungsstraße in 
der Schutzzone II („WSG-Brunnen 1-4 Birkenau“, WSG-ID 431-097). In diesem Zusammenhang 
sind die Schutzgebietsverordnungen und die daraus folgenden Nutzungsbeschränkungen zu be-
achten. Diese stehen der geplanten Nutzung jedoch nicht grundsätzlich entgegen. 

Die Regelungen der RiStWag (Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wasser-
schutzgebieten) in der aktuellen Fassung sind einzuhalten. Die Hinweise der BeStWag (Hinweise 
für Maßnahmen an bestehenden Straßen in Wasserschutzgebieten) in der aktuellen Fassung 
sind ebenfalls zu beachten. 

Sonstige Schutzgebiete sind nicht betroffen. 
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Abbildung 9: Ausschnitt aus dem Fachinformationssystem Grund- und Trinkwasserschutz Hessen 
(GruSchu) (unmaßstäblich; Bildquelle: Internetabruf am 06.09.2023 unter https://gru-
schu.hessen.de/mapapps/resources/apps/gruschu/index.html?lang=de) 

I.1.4.7 Ergebnis zur Ermittlung der Planungsvorgaben 

Aus höherrangigen Planungen ergeben sich nach derzeitigem Kenntnisstand keine Belange, die 
gegen die vorgesehene Überplanung der Flächen sprechen. Das Vorhaben ist mit den Bestim-
mungen des § 1 BauGB vereinbar. Die nach § 1 Abs. 6 BauGB insbesondere zu berücksichti-
genden Belange sowie die ergänzenden Vorschriften zum Umweltschutz nach § 1a BauGB wur-
den bei der Erstellung der Planung berücksichtigt. Eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung 
und Ordnung ist gewährleistet. 

I.1.5 Bauliche Prägung von Gebiet und Umgebung 

Das Plangebiet befindet sich außerhalb des im Zusammenhang bebauten Gemeindegebiets von 
Birkenau, nordwestlich der Hauptstraße zwischen der Kerngemeinde Birkenau und dem Ortsteil 
Reisen. Unmittelbar süd- und östlich des Plangebiets befinden sich landwirtschaftlich genutzte 
Acker- und Wiesenflächen, westlich angrenzend Waldflächen und im Norden Streuobstwiesen 
und vereinzelt Obstbäume. Weiter südlich befinden sich am Ortseingang von Birkenau gewerbli-
che Nutzungen, im Osten befindet sich ein Möbelgeschäft, im Norden liegen ein Sportplatz mit 
Sporthalle und kleinteilige Wohnnutzungen in Form von Einzel- und Doppelhäusern vor. Im Wes-
ten verläuft die Bundesstraße B 38. 

Das Plangebiet selbst ist bereits teilweise baulich genutzt. Die innerhalb des Plangebiets beste-
henden baulichen Anlagen des Amselhofs sollen im Rahmen der vorliegenden Planung saniert 
und erweitert werden. Das Hofgut wird derzeit zum Wohnen sowie im Rahmen von Yoga- und 
Coachingkursen auch gewerblich genutzt. Die Wohnnutzung soll weiterhin erhalten bleiben, je-
doch soll die Nutzung als Beherbergungsstätte insbesondere durch das Angebot anmietbarer 
„Tiny-Houses“ im Süden des Plangebiets und um Räumlichkeiten zur Ausrichtung geschlossener 
Kulturveranstaltungen auf dem Bestandsgelände selbst erweitert werden.  

Die bisher nicht baulich genutzten Bereiche des Plangebiets sind überwiegend Landwirtschafts-
flächen. Im Nordwesten des Plangebiets ist ein erheblicher Gehölzbestand anzutreffen, welcher 
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voraussichtlich als Waldflächen festzustellen ist. Auf Ebene des vorliegenden Bebauungsplanes 
ist dieser Teilbereich entsprechend als „Flächen für den Wald“ festgesetzt. Im Bereich des 
Hofguts befindet sich darüber hinaus ein Laubbaum, welcher im Rahmen der vorliegenden Bau-
leitplanung zeichnerisch zum Erhalt festgesetzt wird. 

Innerhalb des Plangebiets sowie auch in dem Ortsteil Reisen selbst, sind als Dachform überwie-
gend Satteldächer der Hauptnutzungen anzutreffen. Die Dachfarben variieren dabei von ziegelrot 
bis dunkelbraun bzw. grau bis anthrazitfarben. 

 

Abbildung 10: Luftbild des Plangebietes und der Umgebung (unmaßstäblich, Bildquelle: Hessische Verwal-
tung für Bodenmanagement und Geoinformation, Download am 06.09.2023 unter 
https://www.gds.hessen.de/)) 

I.1.6 Erschließungsanlagen 

Das Plangebiet ist verkehrlich über einen bestehenden Landwirtschaftsweg mit Anschluss an die 
Hauptstraße erschlossen. Der bestehende Weg soll nach wie vor als öffentlicher Landwirtschafts-
weg genutzt werden. Hinzu kommt die Funktion als private Anliegerstraße, für die bereits beste-
hende Nutzung sowie deren geplanter Erweiterung bzw. baulichen Ergänzung. Entsprechend 
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erfolgt auf Ebene des vorliegenden Bebauungsplanes für den entsprechenden Teilbereich des 
Weges die Festsetzung einer Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung „Öffentlicher 
landwirtschaftlicher Weg und Anliegerstraße“. 

In den vorhandenen Verkehrsflächen der Hauptstraße sind die erforderlichen Ver- und Entsor-
gungsleitungen bereits verlegt. Die geplanten Gebäude sind an die vorhandenen Ver- und Ent-
sorgungseinrichtungen anzuschließen. Zur inneren Erschließung wird auf Ebene des vorliegen-
den Bebauungsplanes ein verbindliches Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Grundstü-
cke Nr. 108/1, Nr.108/2 sowie der Ver- und Entsorgungsbetriebe festgesetzt. 

Veränderungen an den ggf. bereits bestehenden und die Herstellung erforderlicher neuer Haus-
anschlüsse gehen zu Lasten des Grundstückseigentümers. Um eine ausreichend große Fahr-
gassenbreite von 6 m für die Anfahrt der Stellplätze gewährleisten zu können, wird stellenweise 
durch Einbeziehung entsprechend tief geschnittener Flächen für Stellplätze der landwirtschaftli-
che Weg ausgeweitet. Damit sollen auch Einschränkungen des landwirtschaftlichen Verkehrs 
durch parkende und auf die Verkehrsfläche überhängende Fahrzeuge vermieden werden. Dafür 
beabsichtigt die Gemeinde u.a. den Erwerb privater Flächen südlich des landwirtschaftlichen 
Wegs sowie Abrücken des entsprechenden Baufensters auf dem Grundstück 107. Es sind dafür 
keine zusätzlichen Erschließungsmaßnahmen der Gemeinde Birkenau zur Erschließung des 
Plangebiets erforderlich. Die dafür anfallenden Kosten trägt der Vorhabenträger unter Aufstellung 
eines städtebaulichen Vertrags.  

Weitere bauliche Maßnahmen an der Straße (wie beispielsweise Ausweichbuchten für Begeg-
nungsverkehr, Ampelschaltungen) sind nach derzeitigem Kenntnisstand und in Anbetracht des 
plangebenden Verkehrs durch den zu erwartenden Hotel- Freizeit- bzw. Wochenendtourismus 
ebenfalls nicht zu erwarten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass Zu- oder Durchfahrten für die Feuerwehr, Aufstellflächen und 
Bewegungsflächen gemäß Anhang HE-1 (Muster-Richtlinien über Flächen für die Feuerwehr) der 
Hessischen Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmungen (H-VV TB) so zu befestigen 
sind, dass sie von Feuerwehrfahrzeugen mit einer Achslast bis zu 10 t und einem zulässigen 
Gesamtgewicht bis zu 16 t befahren werden können. Diese Werte entsprechen den Vorgaben 
der DIN 14090 (Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken), die im Rahmen der Objektplanung 
ebenfalls zu beachten ist. 

Zum gegenseitigen Schutz von Bepflanzungen sowie Ver- und Entsorgungsleitungen wird darauf 
hingewiesen, dass bei Bepflanzungsmaßnahmen im Bereich von Ver- und Entsorgungsleitungen 
ausreichende Pflanzabstände einzuhalten sind, damit Auswechslungen oder Reparaturen dieser 
Anlagen vorgenommen werden können. Darüber hinaus ist bei Anpflanzungsmaßnahmen im Be-
reich von Leitungstrassen zu beachten, dass tiefwurzelnde Bäume gemäß DIN 18920 „Vegetati-
onstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen 
bei Baumaßnahmen“ und Merkblatt DWA-M 162 „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ 
einen Mindestabstand zu den Ver- und Entsorgungsleitungen aufweisen müssen. Wird dieser 
Abstand unterschritten, so sind die Leitungen gegen Wurzeleinwirkungen zu sichern oder die 
Standorte der Bäume dementsprechend zu verschieben. Pflanzmaßnahmen im Nahbereich von 
Betriebsmitteln sind deshalb vorher mit den entsprechenden Ver- und Entsorgungsunternehmen 
abzustimmen. 

I.1.7 Wasserwirtschaftliche Belange 

I.1.7.1 Trink- und Abwasser 

Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes mit Trink- und Abwasser erfolgt durch das bestehende 
Trink- bzw. Abwassernetz der Gemeinde Birkenau über die bereits vorhandenen Versorgungs-
leitungen. Im Planbereich sind die notwendigen Hausanschlüsse herzustellen und an das Trink- 
und Abwassernetz der Gemeinde Birkenau anzuschließen. 
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Das Plangebiet ist bereits überwiegend bebaut und die Entwässerung dahingehend bereits um-
gesetzt. Die zukünftigen Gebäude sind an das Kanalnetz anzuschließen. Gegebenenfalls erfor-
derliche Maßnahmen bezüglich der Abwasserentsorgung werden im Rahmen der konkreten Ob-
jektplanung oder im Zuge der Entwässerungsgesuche nachgewiesen und eingefordert. Die Ent-
wässerungsgesuche werden zwar nicht mehr in den bauaufsichtlichen Verfahren geprüft, doch 
verlangt die Gemeinde bzw. der Abwasserverband entsprechende Genehmigungsanträge und 
prüft diese auch vor Erteilung einer Anschlusserlaubnis. 

Um Trinkwasser einzusparen (§ 37 Abs. 4 HWG), wird empfohlen, nicht schädlich verunreinigtes 
Niederschlagswasser als Brauchwasser und/oder für die Grünflächenbewässerung aufzufangen 
und zu nutzen. 

I.1.7.2 Wasserqualität 

Die Wasserqualität des zur Verfügung stehenden Trinkwassers entspricht den Anforderungen 
der Trinkwasserverordnung (TrinkwV). In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass 
die Vorgaben der Trinkwasserverordnung auch bei der Verwendung von Niederschlagswasser 
zu beachten sind. 

I.1.7.3 Löschwasser 

Die Forderungen zum Löschwasserbedarf ergeben sich aus § 3 Abs. 1 Nr. 4 des Hessischen 
Gesetzes über den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (HBKG), aus 
§ 14 der Hessischen Bauordnung (HBO) und den technischen Regeln nach dem DVGW-Arbeits-
blatt W 405 „Bereitstellung von Löschwasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung“. Die 
Differenzierung nach der baulichen Nutzung erfolgt entsprechend § 17 der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO). 

Die Versorgung des Plangebietes mit Löschwasser ist im Sinne des Grundschutzes bei einer 
Löschwasserentnahme von 48 m³/h für eine Löschzeit von 2 Stunden sicherzustellen. Der Fließ-
überdruck darf bei maximaler Löschwasserentnahme einen Wert von 1,5 bar nicht unterschreiten. 
Darüber hinaus gehender Löschwasserbedarf einzelner Nutzungen (Objektschutz) ist durch ge-
eignete Maßnahmen, z.B. Löschwasserbrunnen, Löschwasserzisternen, Löschwasserteiche etc., 
in Abstimmung mit den zuständigen Behörden auf den Grundstücken selbst vorzusehen. 

Im Rahmen der Objektplanung ist die DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ 
zu beachten. 

Die vorliegende Planung löst keinen von der bisherigen Grundstücksnutzung abweichenden 
Löschwasserbedarf aus. 

I.1.7.4 Bodenversiegelung und Umgang mit Niederschlagswasser 

Aus Gründen des schonenden Umgangs mit Grund und Boden soll die Flächenneuversiegelung 
weitestgehend minimiert werden, weshalb sich die überbaubaren Grundstücksflächen im Bereich 
mit der Kennzeichnung „SO 1“ weitestgehend auf bereits versiegelten Flächen festgesetzt wur-
den.  

Im Bereich mit der Kennzeichnung „SO 2“ ist die Errichtung dreier „Tiny-Houses“ vorgesehen. 
Hierbei wird der Eingriff in den Naturhaushalt jedoch durch die kleinen Baufenster der vorgese-
henen „Tiny-Houses“ auf ein Mindestmaß reduziert, was auf die charakteristisch kleinen Grund-
risse der Häuser zurückzuführen ist. Durch die festgesetzte Dachbegrünung erfolgt zudem eine 
ökologische Aufwertung der Dachflächen, welche darüber hinaus zu einer gedrosselten Nieder-
schlagswasserabgabe führt. 

Zur Minimierung von Beeinträchtigungen der Grundwasserneubildung sind befestigte, ebener-
dige Pkw-Stellplätze mit wasserdurchlässiger Oberfläche herzustellen (z.B. Haufwerksporiges 
Pflaster, Splittfugenpflaster, Rasengittersteine, Rasenfugenpflaster, Schotterrasen oder andere 
versickerungsaktive Materialien) und/oder das auf ihnen anfallende Niederschlagswasser ist 
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seitlich in Grünflächen auf den Grundstücken, auf denen das Niederschlagswasser anfällt, zu 
versickern. 

Das Plangebiet ist bereits überwiegend bebaut und die Entwässerung dahingehend bereits um-
gesetzt. Eine zwingende Versickerung für Dachflächen oder sonstige befestigte Freiflächen ist 
aus Gründen der Lage innerhalb eines Trinkwasserschutzgebiets sowie in Kenntnis der für den 
Odenwald typischen Bodenverhältnisse nicht festgesetzt. Eine Niederschlagswasserversicke-
rung ist in der Regel aber selbst bei eher ungünstigen Bodenverhältnissen zumindest für kleinere 
befestigte Flächen wie z.B. Stellplätze möglich, da durch den Schotterunterbau der Stellplätze 
ein ausreichendes Porenvolumen für eine Zwischenspeicherung des Niederschlagwassers und 
anschließende langsame Versickerung gewährleistet ist. 

Auch die Nutzung von Niederschlagswasser als Brauchwasser und/oder für die Grünflächenbe-
wässerung trägt zur Minderung der Grundwasserentnahme bei und ist damit im Sinne des Grund-
wasserschutzes und der Grundwasserneubildung. Da Zisternen und entsprechende technische 
Anlagen aber relativ kostenaufwändig sind und ein wasserwirtschaftlicher Nutzen nur bei tatsäch-
licher Benutzung des gesammelten Niederschlagwassers eintritt, erfolgt keine verbindliche Fest-
setzung zum Bau von Zisternen, sondern nur eine diesbezügliche Empfehlung. Dies wird im 
Sinne einer Anstoßwirkung als ausreichend erachtet. Sollten Zisternen im Grundwasserschwan-
kungsbereich eingebaut werden, wird darauf hingewiesen, dass diese auftriebssicher hergestellt 
werden sollten. Bezüglich der Zulässigkeit von Zisternen wird insbesondere nochmal auf die Lage 
innerhalb des Trinkwasserschutzgebiets verwiesen. 

Die Grundsätze der Entwässerung sind nach Auffassung der Gemeinde bereits hinreichend im 
Hessischen Wassergesetz sowie in der diesbezüglichen Satzung der Gemeinde Birkenau gere-
gelt, weshalb aus Gemeindesicht kein darüberhinausgehender Regelungsbedarf auf Ebene des 
vorliegenden Bebauungsplanes besteht. 

I.1.7.5 Schutz- und Sicherungsgebiete nach dem Hessischen Wassergesetz 

Das Plangebiet liegt gemäß dem „Geoportal Hessen“ außerhalb eines festgesetzten Über-
schwemmungsgebietes im Sinne des Hessischen Wassergesetzes (HWG). Die nächstgelegenen 
festgesetzten Überschwemmungsgebiete sind die der Weschnitz in einer Entfernung von ca. 0,1 
km bzw. 0,4 km zum nächstgelegenen Baufenster im Südosten und des Liebersbachs in einer 
Entfernung von ca. 0,5 km im Westen, sodass diesbezügliche Beeinträchtigungen durch das Vor-
haben nicht zu erwarten sind. 

Das Plangebiet befindet sich gemäß dem interaktiven Viewer zur Information über die Hochwas-
serrisikomanagementpläne in Hessen (HWRM-Viewer) auch außerhalb eines Risikoüber-
schwemmungsgebiets. Die Risikoüberschwemmungsgebiete (HQ100 Überflutungsfläche, Kat. 0 
und HQextrem Überflutungsfläche, Kat. 0) der Weschnitz beginnen ebenfalls in einer Entfernung 
von ca. 0,1 km bzw. 0,4 km zum nächstgelegenen Baufenster südöstlich des Plangebiets, sodass 
von dem Gewässer keine Gefahren für den Planbereich ausgehen. 

Der Planbereich liegt nach dem Fachinformationssystem Grund- und Trinkwasserschutz Hessen 
(GruSchu) zum größten Teil innerhalb eines festgesetzten Trinkwasserschutzgebiets der Zone III 
(„WSG-Brunnen 1-4 Birkenau“, WSG-ID 431-097) sowie die zugehörige Erschließungsstraße in 
der Schutzzone II („WSG-Brunnen 1-4 Birkenau“, WSG-ID 431-097). In diesem Zusammenhang 
sind die Schutzgebietsverordnungen und die daraus folgenden Nutzungsbeschränkungen zu be-
achten. Diese stehen der geplanten Nutzung jedoch nicht grundsätzlich entgegen. 

Sonstige Schutzgebiete sind nicht betroffen. 

I.1.7.6 Oberirdische Gewässer 

Durch das Plangebiet sind keine oberirdischen Gewässer im Sinne des Hessischen Wasserge-
setzes (HWG) betroffen. Ca. 100 m südlich der Hauptstraße verläuft die Weschnitz. Diesbezüg-
liche Beeinträchtigungen durch das Vorhaben sind jedoch nicht zu erwarten. 
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I.1.7.7 Gefahr von Starkregenereignissen 

Aufgrund des Klimawandels ist künftig mit Starkregenereignissen in ggf. zunehmender Häufigkeit 
zu rechnen. Es wird in diesem Sinne darauf hingewiesen, dass der Planbereich in der Starkregen-
Hinweiskarte für Hessen des Hessischen Landesamtes für Naturschutz, Umwelt und Geologie 
(HLNUG) mit dem Starkregenhinweis-Index „Hoch“ versehen ist. Aufgrund der Hanglage des 
Plangebiets und dem Abstand zu Oberflächengewässern sieht die Gemeinde Birkenau in diesem 
Plangebiet jedoch keine besonderen Gefahren für den Fall von Starkregenereignissen. Bei 
Starkregenereignissen oder besonderen Witterungsbedingungen (z.B. Regen auf gefrorenem 
Boden) kommt es auch heute bereits zu einem Oberflächenabfluss entsprechend der Topografie. 

Dennoch wird im Sinne einer allgemeinen Anstoßwirkung darauf hingewiesen, dass das ge-
meindliche Kanalnetz nicht für entsprechende Starkregenereignisse dimensioniert ist. Straßen 
können daher ggf. zeitweise überflutet werden. Das von den Grundstücken ablaufende Nieder-
schlagswasser kann ggf. nicht durch die Kanalisation aufgenommen werden und kann zu zeit-
weisem Rückstau führen. Die Bebauung der Grundstücke ist so zu planen, dass bauliche Schä-
den und vor allem Personenschäden durch Starkregenereignisse möglichst ausgeschlossen sind. 
Die Erdgeschosshöhe von Gebäuden sollte ausreichend hoch gewählt werden. Kellerräume, Kel-
lerfenster, Tiefgaragenzufahrten etc. sollten gegen entsprechende Starkregen- und Rückstauer-
eignisse geschützt sein oder geschützt werden können. Bei Schäden infolge Starkregenereignis-
sen kann keine Entschädigung von der Gemeinde Birkenau verlangt werden. 

I.1.8 Bodenschutz, Altlasten und Grundwasser 

Der Gemeinde Birkenau liegen keine Hinweise auf das Vorhandensein von Altflächen (Altstand-
orte, Altablagerungen), schädlichen Bodenveränderungen und/oder Grundwasserschäden vor. 
Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist dennoch auf organolep-
tische Auffälligkeiten (z.B. ungewöhnliche Farbe, Geruch etc.) zu achten. Ergeben sich bei den 
Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung begründen, sind 
diese umgehend der zuständigen Behörde, dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung IV 
Umwelt Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5, Bodenschutz, mitzuteilen. Darüber hinaus ist ein Fach-
gutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen. Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 
Abs. 3 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) sind Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, 
die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den einzel-
nen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. 

Es wird darauf hingewiesen, dass seitens der Gemeinde Birkenau keine Baugrunderkundung 
durchgeführt wurde. Je nach Erfordernis durch die baulichen Anlagen wird daher empfohlen, vor 
Planungs- bzw. Baubeginn objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 4020 „Geo-
technische Untersuchungen für bautechnische Zwecke – Ergänzende Regelungen zu 
DIN EN 1997-2“ bzw. DIN EN 1997 „Entwurf, Berechnung und Bemessung in der Geotechnik“ im 
Hinblick auf die Gründungssituation und die Grundwasserstände durch ein Ingenieurbüro durch-
führen zu lassen. 

Sollte im Plangebiet mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen werden (z.B. Heizöllagerung), 
so sind die Maßgaben der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen (AwSV) zu beachten. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen unterliegen ei-
ner Anzeige- und Prüfpflicht. Zuständig hierfür ist die Untere Wasserbehörde des Landkreises 
Bergstraße. 

Es wird darauf hingewiesen, dass Grundwasserhaltungsmaßnahmen (z.B. im Zusammenhang 
mit Baumaßnahmen) bei der zuständigen Unteren Wasserbehörde des Landkreises Bergstraße 
vorab zu beantragen sind. Zuvor ist zu klären, wohin das abgepumpte Wasser geleitet werden 
kann und es ist die Erlaubnis des Gewässereigentümers bzw. des Kanalbetreibers einzuholen. 
Das Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung IV Umwelt Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5, Bo-
denschutz, ist als Obere Bodenschutzbehörde ebenfalls zu beteiligen. Dies gilt auch für alle sons-
tigen Grundwasserentnahmen. 
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Die Einrichtung eines Gartenbrunnens ist bei der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Berg-
straße anzuzeigen. Das Anzeigeformular ist auf der Homepage des Landreises abrufbar. Es wird 
darauf hingewiesen, dass es sich hierbei um Wasser handelt, das in der Regel keine Trinkwas-
serqualität hat. 

Im Sinne des Bodenschutzes werden ergänzend folgende Hinweise und Empfehlungen gegeben: 

• Zur Gewährleistung des Bodenschutzes (§ 202 BauGB) sind Maßnahmen zur Erhaltung 
und zum Schutz des Bodens - insbesondere des Oberbodens - vor Vernichtung oder Ver-
geudung vorzusehen. Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzes 
wird hingewiesen. Die einschlägigen Richtlinien, Verordnungen und Regelwerke sind zu 
beachten. 

• Bei eventuell erforderlichen Geländeaufschüttungen innerhalb des Plangebiets darf der 
Oberboden des ursprünglichen Geländes nicht überschüttet werden, sondern er ist zuvor 
abzuschieben. 

• Bei einem notwendigen Bodenaustausch oder Auffüllungen (z.B. im Bereich von Versicke-
rungsanlagen) sind die Regelungen der Mantelverordnung (Verordnung zur Einführung ei-
ner Ersatzbaustoffverordnung, zur Neufassung der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenver-
ordnung und zur Änderung der Deponieverordnung und der Gewerbeabfallverordnung) ein-
zuhalten. Eine wasserrechtliche oder bodenschutzrechtliche Erlaubnis zum Auf- oder Ein-
bringen von Materialien auf oder in den Boden erfolgt nicht. Es liegt in der Verantwortung 
der Bauherrschaft bzw. der durch sie beauftragten Sachverständigen, die geltenden Ge-
setze, Verordnungen, Regelwerke und Richtlinien einzuhalten. 

• Ein erforderlicher Bodenabtrag ist schonend und unter sorgfältiger Trennung von Ober- und 
Unterboden durchzuführen. 

• Es wird empfohlen, den anfallenden Erdaushub möglichst weitgehend auf den Baugrund-
stücken wieder zu verwenden. Im Sinne einer behutsamen Umweltvorsorge ist die Vermei-
dung bzw. Verwertung von Erdaushub auf den Baugrundstücken einer Deponierung vorzu-
ziehen. 

• Zur Vermeidung und Minderung von Eingriffen in das Schutzgut Boden sollte auch eine 
Minimierung der Baustellenfläche angestrebt werden. 

• Auf die DIN 19639 "Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben" wird 
hingewiesen. 

Laut DlN 4149 befindet sich das Plangebiet im Bereich der Erdbebenzone 0 (Untergrund-
klasse R). Es ist daher darauf zu achten, dass neu entstehende Bauwerke entsprechend der 
Vorgaben der DIN-Norm erdbebensicher gebaut werden müssen. Darüber ist ein Nachweis zu 
führen. Es wird auf die Planungskarte zur DIN 4149 des Hessischen Landesamtes für Umwelt 
und Geologie (HLNUG) verwiesen (Link: https://www.hlnug.de/fileadmin/dokumente/geolo-
gie/erdbeben/planungskarte_din4149.pdf). 

I.1.9 Belange des Artenschutzes 

Um dem Belang des Artenschutzes in der Bauleitplanung angemessen Rechnung zu tragen und 
zur Vermeidung von erheblichen natur- und artenschutzfachlichen sowie artenschutzrechtlichen 
Beeinträchtigungen, wird im weiteren Verfahren eine Artenschutzprüfung gemäß § 44 Abs. 1 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) durchgeführt und - soweit erforderlich - in der Planung 
berücksichtigt. Die entsprechenden Untersuchungen zum Artenschutz wurden bereits von einem 
Fachgutachter begonnen. 

I.1.9.1 Maßnahmen zum Artenschutz 

Im Sinne des Artenschutzes werden bereits im Vorgriff zur noch ausstehenden Artenschutzprü-
fung folgende Maßnahmen festgesetzt: 

Ökologische Baubegleitung: Zur Wahrung der artenschutzrechtlichen Belange sowie zur fachli-
chen Beratung und Unterstützung bei der Umsetzung und Dokumentation der 
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artenschutzrechtlich festgesetzten Maßnahmen ist eine fachlich qualifizierte Person als Ökologi-
sche Baubegleitung (ÖBB) einzusetzen. 

Beschränkung der Rodungszeit: Ein Rückschnitt oder eine Rodung der Gehölze muss außerhalb 
der Brutzeit - also zwischen 1. Oktober und 28./29. Februar - erfolgen. Dies gilt auch für Zierge-
hölze und kleinräumig ausgebildete Gehölzbestände. 

Zeitliche Begrenzung von Gebäudearbeiten: Arbeiten an der Gebäudefassade oder dem Dach-
stuhl sind außerhalb der Brutzeit, d.h. im Zeitraum vom 1. Oktober bis zum 28./29. Februar, 
durchzuführen. Als Ausnahme können die Arbeiten auch außerhalb dieses Zeitraumes zugelas-
sen werden, wenn die entsprechenden Gebäude oder Gebäudeteile unmittelbar vor dem Beginn 
der Arbeiten sorgfältig durch eine fachlich qualifizierte Person auf das Vorhandensein von Nes-
tern überprüft wurden. Bei nachgewiesenem beginnendem Nestbau, Nestern mit Gelegen, brü-
tenden Vögeln oder noch nicht flüggen Jungvögeln muss das Ausfliegen der Jungvögel abgewar-
tet werden, um danach unmittelbar die Arbeiten durchzuführen. Der Unteren Naturschutzbehörde 
des Kreises Bergstraße ist ein Ergebnisbericht zu übergeben. 

Beschränkung der Ausführungszeit: Die Durchführung von Erdarbeiten und Baustellenvorberei-
tungen muss außerhalb der Brutzeit, d.h. zwischen 1. Oktober und 28./29. Februar erfolgen. Erd-
arbeiten und Baustellenvorbereitungen können als Ausnahme auch in der Zeit vom 1. März bis 
30. September zugelassen werden, wenn die entsprechend beanspruchten Flächen unmittelbar 
vor Beginn der Erdarbeiten bzw. vor Einrichtung der Baustelle sorgfältig durch eine fachlich qua-
lifizierte Person auf vorhandene Bodennester abgesucht werden (Baufeldkontrolle). Im Nach-
weisfall ist der Baubeginn bzw. die Einrichtung bis nach dem Ausfliegen der Jungen zu verschie-
ben. Der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Bergstraße ist ein entsprechender Er-
gebnisbericht zu übergeben. 

Verschluss von Bohrlöchern: Zur Vermeidung von Individualverlusten bei Reptilien, Kleinsäugern 
und Vertretern der Bodenarthropodenfauna sind alle Löcher, die bei (Probe-)Bohrungen im Plan-
gebiet entstehen, unverzüglich durch geeignete Substrate zu verschließen. 

Sicherung von Austauschfunktionen für Kleinsäuger: Bei Zäunen sind die Gitterabstände im un-
teren Bereich des Zauns so zu wählen, dass Kleinsäuger den Zaun passieren können. Hierdurch 
werden Wanderungen von Kleinsäugetieren über die Grenzen des Plangebiets hinaus ermöglicht 
und der Genaustausch damit gefördert. Bei Zäunen ist daher zwischen Zaununterkante und Bo-
den ein Abstand von mindestens 15 cm einzuhalten. Die Errichtung von Mauersockeln ist unzu-
lässig. Bei eingegrabenen Zäunen (Schutz vor Wildschweinen) ist eine bodennahe Maschenweite 
von mindestens 15 cm einzuhalten. 

Schutz von Insekten: Um beleuchtungsbedingte Lockeffekte und Totalverluste bei der lokalen 
Insektenfauna zu minimieren, sind für die Außenbeleuchtung ausschließlich Lampen mit warm-
weißen LEDs (≤ 2.800 Kelvin Farbtemperatur) oder vergleichbare Technologien mit verminderten 
Lockeffekten für Insekten zulässig. Daher sind zur Minimierung von Lichtquellen die Lampen nach 
unten abstrahlend anzuordnen oder abzuschirmen, so dass sie ausschließlich die zu beleuchten-
den Flächen anstrahlen. Die nächtliche Beleuchtung sollte zudem auf das zeitlich und räumlich 
notwendige Maß beschränkt werden. Es wird diesbezüglich empfohlen, die Außenbeleuchtung 
bedarfsabhängig zu steuern, bspw. durch nächtliche Abschaltung, Dimmung oder Bewegungs-
melder. 

I.1.9.2 Hinweise und Empfehlungen 

Um über die vorgenannten Maßnahmen hinaus eine Sensibilisierung der Bauherrschaft und Ar-
chitekten hinsichtlich des Artenschutzes und der ökologischen Aufwertung des Plangebiets zu 
erreichen, werden noch folgende diesbezügliche Hinweise und Empfehlungen gegeben: 

• Allgemeine Hinweise und Empfehlungen zum Artenschutz: 

Es obliegt der Bauherrschaft bzw. den Grundstücksnutzern, für die Vermeidung arten-
schutzrechtlicher Verbotstatbestände Sorge zu tragen (auch im Hinblick auf die zukünftige 
Ansiedlung von Arten). Im Zweifel sollte vor Durchführung von Baumaßnahmen eine 
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fachlich qualifizierte Person hinzugezogen werden. In diesem Zusammenhang wird die Ein-
setzung einer ökologischen Baubegleitung schon während der Bauplanungsphase bis zur 
Beendigung der Baumaßnahmen dringend empfohlen. 

Bei der Umsetzung des Bebauungsplanes oder auch bei späteren Abriss-, Umbau- oder 
Sanierungsarbeiten darf nicht gegen die im Bundesnaturschutzgesetz (z.Zt. § 44 
BNatSchG) geregelten Verbote zum Artenschutz verstoßen werden, die unter anderem für 
alle europäisch geschützten Arten gelten (z.B. für alle einheimischen Vogelarten, alle Fle-
dermausarten und die Zauneidechse). Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es unter anderem 
verboten, Tiere dieser Arten zu verletzen oder zu töten, sie erheblich zu stören oder ihre 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten zu beschädigen oder zu zerstören. Bei Zuwiderhandlun-
gen drohen die Bußgeld- und Strafvorschriften der §§ 69, 71 und 71a BNatSchG. Die ar-
tenschutzrechtlichen Verbote gelten unabhängig davon, ob die bauliche Maßnahme bau-
genehmigungspflichtig ist oder nicht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass artenschutzfachliche bzw. -rechtliche Maßnahmen auch 
im Rahmen bauaufsichtlicher Verfahren verbindlich festgesetzt werden können. 

Die Bauherrschaft ist verpflichtet, zu überprüfen, ob artenschutzrechtliche Belange durch 
ihr Bauvorhaben beeinträchtigt werden können. Wird z.B. ein Bauantrag im Herbst oder 
Winter gestellt oder es finden sich zu dieser Zeit keine Spuren von geschützten Arten, ent-
bindet dies die Bauherrschaft nicht von der Pflicht, bei einem Baubeginn im Frühjahr oder 
Sommer erneut zu überprüfen, ob geschützte Arten von dem Bauvorhaben betroffen sein 
könnten. Eine örtliche Absuche durch eine fachlich qualifizierte Person wird daher empfoh-
len. 

Nach bisherigem Kenntnisstand wird bei der Umsetzung des Bebauungsplanes voraus-
sichtlich keine Ausnahmegenehmigung von den Verboten des § 44 BNatSchG erforderlich. 
Sofern dies aufgrund aktueller Beobachtungen doch der Fall sein sollte, ist eine entspre-
chende Genehmigung bei der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Bergstraße zu 
beantragen. 

• Empfehlungen für eine insektenfreundliche Freiflächengestaltung: 

Bei Pflanz- und Begrünungsmaßnahmen sollten zur Verbesserung der Lebensgrundlagen 
von Bienen, Hummeln und anderen Insekten möglichst Pflanzen und Saatgut verwendet 
werden, welche die Tracht der Bienen besonders unterstützen und/oder sich auf andere 
Weise für Nutzinsekten besonders eignen. 

Die bevorzugt zu verwendenden Gehölzarten sind entsprechend in der als Empfehlung ge-
nannten Liste standortgerechter und heimischer Gehölzarten gekennzeichnet. 

Bei der Grünlandansaat sollten bevorzugt arten- und blütenreiche Saatgutmischungen ver-
wendet werden, welche für die Bienenweide günstig sind und möglichst weitgehend aus 
regionaler Herkunft stammen. Dies ist bei Anbietern bzw. Saatmischungen der Fall, die 
durch Organisationen wie „VWW-Regiosaaten“ oder „Regiozert“ zertifiziert sind. Beispiel-
haft genannt seien hier: 

- Rieger-Hofmann: „Nr. 01: Blumenwiese“ 
- Rieger-Hofmann: „Nr. 02: Frischwiese“ 

Dem Ziel einer guten Bienenweide besonders zuträglich sind naturgemäß Mischungen für 
Blühflächen/Blühstreifen, die eigens zur Förderung von Nutzinsekten, Bienen und Schmet-
terlingen angeboten und angelegt werden. Beispielhaft werden hier geeignete Mischungen 
dreier Anbieter aufgeführt, die durch „VWW-Regiosaaten“ bzw. „Regiozert“ zertifiziert sind: 

- Rieger-Hofmann: „Nr. 08: Schmetterlings- und Wildbienensaum“ 
- Saaten-Zeller/Wildackershop: „Lebensraum Regio“ UG 9 

Die mit diesen Mischungen eingesäten Blühflächen haben eine Standzeit von bis zu fünf 
Jahren. In dieser Zeit ist mit längeren Blütenaspekten während der Vegetationszeit zu rech-
nen; danach ist die Fläche ggf. umzubrechen und neu einzusäen. Eine Mahd ist in der 
Regel im Herbst möglich, aber nicht unbedingt erforderlich. 
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Auch Fassadenbegrünungen sowie eine extensive Begrünung von Flachdächern und 
schwachgeneigten Dächern bieten Insekten attraktive Nahrungsquellen und bilden somit 
einen wichtigen Pfeiler der bienenfreundlichen Maßnahmen. 

• Ökologische Aufwertung des Plangebiets: 

Es wird empfohlen, auch Dachflächen mit einer Dachneigung über 15° extensiv zu begrü-
nen und größere Fassaden sowie Fassadenbereiche mit geeigneten Kletter- oder Rank-
pflanzen zu bepflanzen. Hierdurch können für Insekten und auch Vögel nutzbare Habi-
tatstrukturen und attraktive Nahrungsquellen geschaffen werden. Dennoch erfolgt für die 
extensive Dachbegrünung bei Dächern mit einer Dachneigung von mehr als 15° keine ver-
bindliche Festsetzung, da bei den im Bebauungsplan vorgegebenen Dachformen und -nei-
gungen eine Dachbegrünung nicht uneingeschränkt möglich und wirtschaftlich darstellbar 
ist. Auch eine Fassadenbegrünung ist bei dem vorliegenden Angebotsbebauungsplan ohne 
konkreten Vorhabenbezug und damit ohne Kenntnis zukünftiger Fassadengestaltungen so-
wie Tür- und Fensteröffnungen nicht mit der für einen Bebauungsplan erforderlichen Be-
stimmtheit möglich. Die hier im Sinne einer Anstoßwirkung gegebene Empfehlung ist daher 
ausreichend und städtebaulich angemessen. 

I.1.10 Belange der Landwirtschaft und des Waldes 

Bei dem Plangebiet der vorliegenden Bauleitplanung handelt es sich um unbeplante Außenbe-
reichsflächen. Diese sind durch den Amselhof sowie den bestehenden baulichen Anlagen jedoch 
bereits in Teilen baulich genutzt und die entsprechenden Flächen weitestgehend versiegelt. 

Die bisher nicht baulich genutzten Bereiche des Plangebiets sind überwiegend Landwirtschafts-
flächen. Durch die vorliegende Planung sollen u.a. die bauleitplanerischen Voraussetzungen für 
den Bau von maximal drei sog. „Tiny-Houses“ auf bisherigen Grünlandflächen geschaffen wer-
den. Diese „Tiny-Houses“ zeichnen sich vor allem durch einen im Vergleich zu einer klassischen 
Bauweise geringeren Flächenverbrauch aus, da der Wohnraum durch die kompakte Gebäu-
destruktur auf das Mindestmaß beschränkt wird. Der Landwirtschaft werden insofern nur gering-
fügig nutzbare Produktionsflächen entzogen. Das Plangebiet ist darüber hinaus bereits verkehr-
lich über einen Anschluss an die Hauptstraße erschlossen, weshalb keine weiteren Landwirt-
schaftsflächen für die Herstellung von ergänzenden Straßenflächen beansprucht werden müs-
sen. 

Die im Rahmen des vorliegenden Bebauungsplanes festgesetzten Landwirtschaftsflächen im Sü-
den des Plangebiets sollen zukünftig als Streuobstwiese angelegt und dauerhaft unterhalten wer-
den. Durch diese Maßnahmenverpflichtung wird eine Aufwertung der Landwirtschaftsfläche er-
zielt. Zudem ist im Plangebiet eine private Grünfläche mit der Widmung als privater Obst- und 
Gemüsegarten festgesetzt, was in den Grundzügen mit der ursprünglichen landwirtschaftlichen 
Nutzung vergleichbar ist. 

Angrenzend zum vorliegenden Plangeltungsbereich befinden sich weitere Landwirtschafts- bzw. 
Waldflächen. Die angrenzenden Grünland- bzw. Landwirtschaftsflächen werden durch die vorlie-
gende Bauleitplanung nicht beeinträchtigt und können wie bisher auch bewirtschaftet werden. 
Neben verringerten Festsetzungen zum Maß der baulichen Dichte im Vergleich zu den bestehen-
den baulichen Anlagen werden die Auswirkungen auf das Landschaftsbild durch die festgesetzte 
Begrünung bzw. Maßnahmen zum Gehölzerhalt minimiert. Insbesondere die Höhenstaffelung 
berücksichtigt zudem die vorhandene Topografie und gewährleistet, dass sich das geplante Vor-
haben gut in die Bestandssituation einfügt. Die vorliegende Planung wird als angemessener Kom-
promiss aus allen zu berücksichtigenden Belangen, einschließlich denen der Landwirtschaft, er-
achtet. 

Im Nordwesten des Plangebiets ist ein erheblicher Gehölzbestand anzutreffen, welcher voraus-
sichtlich als Waldflächen festzustellen ist. Auf Ebene des vorliegenden Bebauungsplanes ist die-
ser Teilbereich entsprechend als „Flächen für den Wald“ festgesetzt. Eine Betroffenheit der 
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Belange des Waldes bzw. der Forstwirtschaft, soll im Rahmen der Behördenbeteiligung am Bau-
leitplanverfahren geprüft werden. 

Es wird darauf hingewiesen, dass aufgrund des geringen Abstands zwischen Gebäuden, Stell-
plätzen und angrenzenden Waldflächen Gefahren durch fallende Bäume und Astwurf bestehen. 
Im Waldrandbereich ist innerhalb eines Abstands von 35 m zu baulichen Anlagen daher eine 
erhöhte Verkehrssicherungspflicht erforderlich. Das gilt insbesondere im entsprechenden Ab-
stand zu Gebäuden, die dem Aufenthalt von Personen dienen. 

I.1.11 Kampfmittelräumdienst 

Der Gemeinde Birkenau liegen derzeit keine Hinweise auf das Vorhandensein von Kampfmittel-
resten im Plangebiet und dessen Umgebung vor. 

Der Sachverhalt eines möglichen Kampfmittelverdachtes soll aber seitens des zuständigen 
Kampfmittelräumdienstes des Landes Hessen beim Regierungspräsidium Darmstadt im Rahmen 
der Behördenbeteiligung am Bauleitplanverfahren geprüft werden, um die Gefahren durch 
Kampfmittelreste zu minimieren. 

Soweit entgegen den bislang vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch ein 
kampfmittelverdächtiger Gegenstand gefunden werden sollte, ist der Kampfmittelräumdienst des 
Landes Hessen beim Regierungspräsidium Darmstadt unverzüglich zu verständigen. 

I.1.12 Energiewende und Klimaschutz 

Am 30.07.2011 ist das „Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den 
Städten und Gemeinden“ in Kraft getreten (BGBl. I S. 1509). Mit dieser sogenannten „Klima-
schutz-Novelle“ wurde nicht nur die Klimaschutzklausel in § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB erweitert, 
sondern vor allem auch ein neuer Absatz 5 in § 1a BauGB eingefügt, der die klimagerechte städ-
tebauliche Entwicklung als Abwägungsbelang hervorhebt. 

Die Gemeinde Birkenau geht davon aus, dass die Belange des Klimaschutzes im Rahmen der 
vorgesehenen Nutzung durch die Anforderungen des Gebäudeenergiegesetzes (GEG = Nach-
folgegesetz der Energieeinsparverordnung EnEV) angemessen und dem Stand der Technik ent-
sprechend auch unter wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in gerechter Abwägung berücksich-
tigt sind, ohne dass es weiterer Anforderungen oder Festsetzungen auf Ebene des Bebauungs-
planes bedarf. 

Nach § 14 Abs. 2 Satz 1 BauNVO können die der Versorgung der Baugebiete mit Elektrizität, 
Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienenden Nebenanlagen in den 
Baugebieten als Ausnahme zugelassen werden, auch soweit für sie im Bebauungsplan keine 
besonderen Flächen festgesetzt sind. Sofern sich solche Anlagen nach Prüfung der Bauherr-
schaft wirtschaftlich darstellen lassen, kann die Bauaufsicht somit eine entsprechende Zulässig-
keit im eigenen Ermessen bescheinigen. 

Die Nutzung regenerativer Energieformen ist grundsätzlich zulässig. Dazu zählen z.B. Solarener-
gie zur Warmwasserbereitung und Heizungsunterstützung sowie Photovoltaikanlagen zur Strom-
erzeugung. Die dezentrale Solarenergienutzung ist ausdrücklich zulässig (Photovoltaikelemente 
und Sonnenkollektoren). 

Besondere Gefahren für das Plangebiet aufgrund des Klimawandels, auf die mit planungsrecht-
lichen Steuerungselementen zu reagieren wäre, werden nicht gesehen. 

Um eine Anstoßwirkung für die Belange des Klimaschutzes und der Energiewende sowie eine 
ökologische Aufwertung des Plangebiets zu erzielen, werden folgende Hinweise und Empfehlun-
gen gegeben: 

• Es wird empfohlen, auch Dachflächen mit mehr als 15° Dachneigung zu begrünen sowie 
größere Fassaden und Fassadenbereiche mit geeigneten Kletter- oder Rankpflanzen zu 
bepflanzen. Dach- und Fassadenbegrünungen bieten eine Vielzahl positiver Eigenschaften. 
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So bieten sie u.a. Insekten einen Lebensraum, der durch das Gebäude am Boden verloren 
geht. Während sie im Winter eine Wärmedämmwirkung aufweisen, mindern sie im Sommer 
die Aufheizung von Dach- und Fassadenflächen, womit eine gewisse Anpassung an den 
Klimawandel einhergeht. Gründächer bewirken zudem eine gedrosselte Niederschlagswas-
serabgabe. Für weitere Erläuterungen zur Dach- und Fassadenbegrünung wird im Übrigen 
auf Kapitel I.1.9.2 (Abschnitt „Ökologische Aufwertung des Plangebiets“) verwiesen. 

• Die Nutzung der Solarenergie zur Warmwasserbereitung und Heizungsunterstützung sowie 
die Errichtung von Photovoltaikanlagen mit entsprechender Optimierung der Dachausrich-
tung zur Nutzung solarer Energie werden empfohlen. 

• Zur Minimierung schädlicher Umweltbelastungen (Reduzierung klimarelevanter Emissio-
nen) sowie zur rationellen Verwendung von Energie wird empfohlen, Gebäude als soge-
nannte Passivhäuser zu errichten. Soweit diese Bauweise nicht gewählt werden sollte, wird 
empfohlen, regenerative Energieformen (z.B. Holzpellets etc.) zu nutzen. 

I.1.13 Immissionsschutz 

Das Plangebiet befindet sich in der Nähe einer lärmbelasteten klassifizierten Straße (Bundes-
straße B 38) sowie der Hauptstraße (L3408) und ist durch die entsprechende Anlage einer Lärm-
vorbelastung ausgesetzt. Forderungen gegen die Straßenbauverwaltung „Hessen Mobil“, die 
Bundesrepublik Deutschland oder die Gemeinde Birkenau auf aktive Lärmschutzmaßnahmen 
(z.B. Lärmschutzwände) oder auf Erstattung von passiven Lärmschutzmaßnahmen (z.B. Einbau 
von Lärmschutzfenstern) sind ausgeschlossen, da die genannte Verkehrsanlage planfestgestellt 
ist. 

Um eine von der Bundesstraße B 38 möglicherweise ausgehende verkehrslärmbedingte Beein-
trächtigung des Plangebietes beurteilen zu können, wurde diesbezüglich eine überschlägige 
Überprüfung der Lärmimmissionswerte durchgeführt. Hierbei wird insbesondere darauf hingewie-
sen, dass der Überprüfung die Annahme einer freien Schallausbreitung zugrunde liegt, das heißt 
abschirmende Wirkungen von Bestandsgebäuden oder des vorhandenen Bewuchses entlang der 
Bundesstraße bleiben unberücksichtigt. 

Zur Beurteilung von Verkehrslärmeinwirkung sind die Orientierungswerte gemäß DIN 18005 zu 
betrachten. Es wird allerdings darauf hingewiesen, dass diese lediglich als Orientierungshilfe für 
die Bauleitplanung dienen, das heißt es darf von ihnen abgewichen werden. Entscheidend ist, ob 
die Abweichung im Einzelfall noch mit dem Abwägungsgebot des § 1 Abs. 6 BauGB vereinbar 
ist. So kann etwa eine Überschreitung der Orientierungswerte für allgemeine Wohngebiete um 
5 dB(A) das Ergebnis einer gerechten Abwägung sein oder es kann angenommen werden, dass 
bei Einhaltung der Werte für Mischgebiete ebenfalls noch gesunde Wohnverhältnisse gewahrt 
sind. Ein weiteres Urteil vom Bundesverwaltungsgericht führt an, dass an den Rändern eines 
Wohngebietes die Orientierungswerte der DIN 18005 um bis zu 15 dB(A) überschritten werden 
können, wenn die Werte im Inneren des Gebietes im Wesentlichen eingehalten werden. 

Bundesverwaltungsgericht, Beschluss vom 18.12.1990 (Az. 4 N 6.88): 

Da die Werte der DIN 18005 lediglich eine Orientierungshilfe für die Bauleitplanung sind, 
darf von ihnen abgewichen werden. Entscheidend ist, ob die Abweichung im Einzelfall 
noch mit dem Abwägungsgebot des § 1 Abs. 6 BauGB vereinbar ist. Eine Überschreitung 
der Orientierungswerte für allgemeine Wohngebiete um 5 dB(A) kann das Ergebnis einer 
gerechten Abwägung sein. 

OVG Lüneburg, Beschluss vom 04.12.1997 (Az. 7 M 1050/97): 

Die in § 43 BImSchG erhaltene Ermächtigung des Verordnungsgebers zur normativen 
Festsetzung der Zumutbarkeitsschwelle von Verkehrsgeräuschen schließt es grundsätz-
lich aus, Lärmimmissionen, die die in der Verkehrslärmschutzverordnung festgesetzten 
Grenzwerte unterschreiten, im Einzelfall als erhebliche Belästigung einzustufen. Die 
Grenzwerte der Verkehrslärmschutzverordnung betragen in reinen und allgemeinen 
Wohngebieten tags 59 dB(A), nachts 49 dB(A), in Mischgebieten tags 64 dB(A), nachts 
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54 dB(A). Es ist davon auszugehen, dass bei Einhaltung der Werte für Mischgebiete ge-
sunde Wohnverhältnisse noch gewahrt sind. 

Bundesverwaltungsgericht, Urteil vom 22.03.2007 (Az. BVerwG 4 CN 2.06): 

Zum städtebaulich begründeten Verzicht auf aktive Schallschutzmaßnahmen bei der Neu-
ausweisung von Wohngebieten entlang von stark frequentierten Verkehrswegen führt das 
Gericht aus, dass an den Rändern eines Wohngebietes die Orientierungswerte der 
DIN 18005 um bis zu 15 dB(A) überschritten werden können, wenn diese Werte im Inne-
ren des Gebiets im Wesentlichen eingehalten werden. Dies ist jedenfalls dann mit dem 
Gebot gerechter planerischer Abwägung nach § 1 Abs. 6, 7 BauGB vereinbar, wenn im 
Inneren der betroffenen Randgebäude durch die Raumanordnung, passiven Lärmschutz 
und die Verwendung schallschützender Außenbauteile angemessener Lärmschutz ge-
währleistet wird. Dabei kann insbesondere in die Abwägung eingestellt werden, dass 
durch eine geschlossene Riegelbebauung geeignete geschützte Außenwohnbereiche auf 
den straßenabgewandten Flächen derselben Grundstücke und ggf. weiterer Grundstücke 
geschaffen werden können. Die DIN 18005 sieht eine solche Lärmschutzmaßnahme in 
ihren Nummern 5.5 und 5.6 gerade vor. 

Die für die Berechnung verwendete durchschnittliche tägliche Verkehrsmenge (DTV) von 
18.928 Kfz der Zählstelle bei Birkenau ist der interaktiven Verkehrsmengenkarte entnommen 
(siehe Abbildung ), welche von Hessen Mobil - Straßen- und Verkehrsmanagement, Wiesbaden 
(Dezernat Verkehrstechnik und Straßenausstattung) herausgegeben wird. 

 

 

Abbildung 11: Ausschnitt aus der interaktiven Verkehrsmengenkarte für Hessen - Ausschnitt Kreis Berg-
straße, Internetabruf vom 13.10.2023; die relevante Verkehrsmenge ist hierin blau umkreist 
(unmaßstäblich; Bildquelle: Hessen Mobil - Straßen- und Verkehrsmanagement, Wiesba-
den) 

Nach einer überschlägigen Überprüfung der Lärmimmissionswerte an dem der Bundesstraße 
B 38 nächstgelegenen Baufenster (Bestandsbebauung vorhanden) liegen die Lärmwerte nach 
den Richtlinien für den Lärmschutz an Straßen (RLS-90) ohne die Berücksichtigung abschirmen-
der Gebäude oder Gehölze, d.h. auf der sicheren Seite gerechnet, bereits unterhalb der 
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zulässigen Grenzwerte, sodass eine detailliertere Überprüfung nicht erforderlich ist. Die über-
schlägige Untersuchung wurde mit dem „dB-Rechner“ durchgeführt, der vom Ministerium für Lan-
desentwicklung und Wohnen Baden-Württemberg  zur Verfügung gestellt wird (Link: 
https://www.staedtebauliche-laermfibel.de/rechner/lang_dtv.html). 

Im Tagzeitraum ist durch die Verkehrslärmeinwirkungen auf das Plangebiet und der geplanten 
Nutzung des Sondergebiets der Orientierungswert der DIN 18005 für Mischgebiete (MI) von 
60 dB(A) am zur B 38 nächstgelegenen Baufenster (Bestandsbebauung bereits vorhanden) mit 
55,8 dB(A) um 4,2 dB(A) unterschritten (siehe Abbildung 11). Im Nachtzeitraum ist der Orientie-
rungswert der DIN 18005 für Mischgebiete von 50 dB(A) mit 48,5 dB(A) um 1,5 dB(A) unterschrit-
ten. Darüber hinaus sind im Plangebiet im Plangebiet die Wohngebäude bereits vorhanden, 
wodurch davon auszugehen ist, dass in diesem Bereich entsprechend gesunde Wohnverhält-
nisse bestehen. Insbesondere das der B 38 nächstgelegene Baufenster ist bereits baulich ge-
nutzt. Zudem sind aufgrund der Topografie im Umfeld des Plangebiets und die daraus resultie-
rende Abschirmung der B 38 im Westen keine Lärmkonflikte durch den Straßenverkehrslärm zu 
erwarten.  

 

Abbildung 11: Ausschnitt aus der Berechnung der Immissionswerte im Bereich des zur B 38 nächstgele-
genen Baufensters (unmaßstäblich; Bildquelle: Internetabruf am 13.10.2023 unter 
https://www.staedtebauliche-laermfibel.de/rechner/lang_dtv.html) 

Analog zu der zuvor beschriebenen überschlägigen Überprüfung der Lärmimmissionswerte an 
dem der Bundesstraße B 38 nächstgelegenen Baufenster mit bereits vorhandener Wohnbebau-
ung wurde zusätzlich auch eine Überprüfung der parallel dazu verlaufenden Hauptstraße (L3408) 
vorgenommen. Auch hier liegen die Lärmwerte nach den Richtlinien für den Lärmschutz an Stra-
ßen (RLS-90) auch ohne die Berücksichtigung abschirmender Gebäude oder Gehölze, d.h. auf 
der sicheren Seite gerechnet, im abwägungsfähigen Rahmen, sodass eine detailliertere Überprü-
fung ebenfalls nicht erforderlich ist. Die überschlägige Untersuchung wurde ebenfalls mit dem 
„dB-Rechner“ durchgeführt, der vom Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen Baden-
Württemberg zur Verfügung gestellt wird (Link: https://www.staedtebauliche-laermfibel.de/rech-
ner/lang_dtv.html). 

Im Tagzeitraum ist durch die Verkehrslärmeinwirkungen auf das Plangebiet der Orientierungswert 
der DIN 18005 für Mischgebiete (MI) von 60 dB(A) am zur Hauptstraße nächstgelegenen, Bau-
fenster 53,8 dB(A) um 6,2 dB(A) unterschritten (siehe Abbildung 12). Im Nachtzeitraum ist der 
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Orientierungswert der DIN 18005 für Mischgebiete von 50 dB(A) mit 43,4 dB(A) ebenfalls um 
mehr als 6 dB(A) unterschritten.  

  

Abbildung 12: Ausschnitt aus der Berechnung der Immissionswerte im Plangebiet zur Hauptstraße (Bild-
quelle: Internetabruf am 13.10.2023 unter https://www.staedtebauliche-laermfibel.de/rech-
ner/lang_dtv.html) 

Aufgrund der vorgenommenen überschlägigen Untersuchung des Verkehrslärms der Bundes-
straße B 38 sowie der Hauptstraße (L3408) geht die Gemeinde davon aus, dass keine weiteren 
Untersuchungen erforderlich sind. Die in der näheren Umgebung des Plangebiets bzw. daran 
angrenzend verlaufenden Gemeindestraßen weisen gebietsadäquate Verkehrsbelastungen auf 
und führen ebenfalls nicht zu wesentlichen Immissionskonflikten. Der durch die zusätzlich ge-
planten Nutzungen anfallende Verkehr wird als nicht wesentlich abgeschätzt und kann aus Sicht 
der Gemeinde ebenfalls noch als gebietsadäquat beurteilt werden, weshalb daher keine wesent-
lichen Beeinträchtigungen durch Verkehrslärm zu erwarten sind. Die Notwendigkeit einer schall-
technischen Untersuchung wird im vorliegenden Bauleitplanverfahren somit nicht gesehen. 

Von den Sondergebietsflächen selbst sind ebenfalls keine wesentlichen Immissionsbelastungen 
durch Erschütterungen, Strahlung oder Klimabelastungen zu erwarten. 

I.1.14 Denkmalschutz 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind nach Kenntnisstand der Gemeinde Birkenau 
keine Kulturdenkmäler nach § 2 Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) bekannt. 

Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass bei Erdarbeiten jederzeit Bodendenkmäler, wie Mauern, 
Steinsetzungen, Bodenverfärbungen und Fundgegenstände (z.B. Scherben, Steingeräte, Ske-
lettreste), entdeckt werden können. Diese sind nach § 21 HDSchG unverzüglich der hessenAR-
CHÄOLOGIE (Archäologische Abteilung des Landesamtes für Denkmalpflege Hessen) oder der 
Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises Bergstraße anzuzeigen. Der Fund und die 
Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand zu 
erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen (§ 21 
Abs. 3 Satz 1 HDSchG). 
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I.2 Planinhalt der Flächennutzungsplanänderung 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Birkenau stellt das Plangebiet teilweise als 
„Landwirtschaftliche Flächen“, teilweise als „Forstwirtschaftliche Flächen“, überlagert von der 
Darstellung „Biotop“, sowie „Hauptverkehrsstraßen“ dar. Der Geltungsbereich wird zudem teil-
weise als „Sonderbaufläche, Zweckbestimmung Sport- und Freizeitzentrum mit Mehrzweckhalle“ 
und im Bereich der geplanten Erschließungsstraße innerhalb der „Umgrenzung der Flächen mit 
wasserrechtlichen Festsetzungen, Zweckbestimmung Schutzgebiet für Grund- und Quellwasser-
gewinnung“ ausgewiesen. Weiter befindet sich die Darstellung „Streuobst“ in den Randbereichen 
innerhalb des Plangebiets. 

Die geplanten Sondergebiete mit der Zweckbestimmung „Wohnen, Beherbergung, Tourismus 
und Kultur“ sowie „Beherbergung“ entsprechen damit zunächst nicht dem Entwicklungsgebot des 
§ 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB, weshalb der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren entsprechend 
den gemeindlichen Planungszielen geändert wird. Die forstwirtschaftlichen Flächen im Nordwes-
ten des Plangebiets werden entsprechend ihrer Art als solche auf Ebene des vorliegenden Be-
bauungsplans festgesetzt.  

Der Flächennutzungsplan ist folglich den Bebauungsplanfestsetzungen entsprechend im Paral-
lelverfahren zu ändern. 

Die vorliegende 14. Änderung des Flächennutzungsplanes hat die Darstellung als „Sonderbau-
flächen“ (SO) mit der Zweckbestimmung „Wohnen, Beherbergung und Kultur“ für den Bereich mit 
der Kennzeichnung „SO 1“ sowie „Beherbergung“ für den Bereich mit der Kennzeichnung „SO 2“ 
gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 1 Nr. 4 BauNVO zum Inhalt. Dem ist auch die 
private Fläche zuzuordnen. Darüber hinaus erfolgt im Flächennutzungsplan die Änderung zu der 
geplanten Maßnahmenfläche. Die Darstellung der Änderung des Flächennutzungsplanes berück-
sichtigt den Geltungsbereich des Bebauungsplanes mit Ausnahme der bereits als Flächen für 
Wald dargestellten Bereiche sowie der Verkehrsflächen. Eine Darstellung des landwirtschaftli-
chen Wegs und Anliegerstraße ist auf Ebene des Flächennutzungsplanes nicht erforderlich, da 
es sich bei den geplanten Verkehrsflächen nicht um überörtliche oder örtliche Hauptverkehrsstra-
ßen handelt. 

I.3 Festsetzungen des Bebauungsplanes 

Nachfolgend werden die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes er-
läutert und begründet, sofern sie nicht an anderer Stelle dieser Begründung dargestellt werden. 

I.3.1 Art der baulichen Nutzung 

Die zeichnerisch entsprechend gekennzeichneten Planbereiche mit den Kennzeichnungen 
„SO 1“ und „SO 2“ werden gemäß § 11 BauNVO als „Sonstiges Sondergebiete“ (SO) festgesetzt. 
Für den Planbereich mit der Kennzeichnung „SO 1“ erfolgt die Zweckbestimmung „Wohnen, Be-
herbergung, Tourismus und Kultur“, für den Planbereich „SO 2“ „Beherbergung“. 

Dabei sind innerhalb der mit „SO 1“ gekennzeichneten Fläche bauliche Anlagen mit entsprechen-
dem Nutzungszweck zulässig, insbesondere Beherbergungsbetriebe, der Betrieb kultureller Ver-
anstaltungen, sowie Nebenanlagen wie Kinderspielgeräte und Stellplätze zulässig. Innerhalb der 
Fläche mit der Kennzeichnung „SO 2“ sind bauliche Anlagen mit entsprechendem Nutzungs-
zweck, insbesondere Beherbergungsbetriebe sowie Nebenanlagen und Stellplätze zulässig. 

Vergnügungsstätten werden aus sozialen Gründen (Risiko der Spielsucht) und vor allem um „Tra-
ding-down-Effekte“ in einer ansonsten von Naturtourismus geprägten Umgebung zu vermeiden, 
ausgeschlossen. Sonstige Nutzungen, insbesondere eine allgemeine Gewerbenutzung, sind 
ebenfalls unzulässig. 
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I.3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Grundflächenzahl (GRZ), die Geschossflächenzahl 
(GFZ), die Zahl der Vollgeschosse sowie ergänzenden Höhenfestsetzungen bestimmt. 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die in der Nutzungsschablone angegebenen Werte für 
die Grundflächenzahl (GRZ) im Sinne eines schonenden Umgangs mit Grund und Boden sowie 
der bereits teilweisen vorhandenen baulichen Nutzung auf 0,3 für den Teilbereich mit der Kenn-
zeichnung „SO 1“ und 0,2 für den Teilbereich mit der Kennzeichnung „SO 2“ festgesetzt. Die 
Bestimmungen des § 19 Abs. 4 BauNVO sind unabhängig von diesbezüglichen Festsetzungen 
im Plangebiet gültig, sodass die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie baulichen Anlagen unterhalb der Geländeober-
fläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, zwar bei der Ermittlung der Grund-
fläche mitzurechnen sind, die zulässige Grundfläche aber durch die Grundflächen dieser Anlagen 
um bis zu 50 % (also bis 0,45 bzw. 0,3) überschritten werden darf. 

Die Zahl der Vollgeschosse orientiert sich am baulichen Bestand des Plangebiets und wird für 
das Sondergebiet „SO 1“ auf maximal zwei Vollgeschosse begrenzt. Die Zahl der Vollgeschosse 
im Sondergebiet „SO 2“ soll im Hinblick auf die vorgesehene Bebauung sowie zur Minimierung 
des Eingriffs in das Landschaftsbild auf maximal ein Vollgeschoss begrenzt werden. Die Ge-
schossflächenzahl (GFZ) wird für den Bereich mit der Kennzeichnung „SO 1“ auf 0,6 und für den 
Bereich mit der Kennzeichnung „SO 2“ auf 0,2 festgesetzt. Durch die geringere Festsetzung der 
GFZ ergibt sich ein geringes Bauvolumen auf der Grundstücksfläche, wodurch sich das geplante 
Vorhaben im Sinne einer lockeren Bebauung optisch auch in das Landschaftsbild einfügt. 

Im gesamten Plangebiet sind alle baulichen Anlagen durch eine festgesetzte maximale Höhe 
begrenzt. Hierbei erfolgt eine Staffelung der Höhen, sodass für bauliche Anlagen im Bereich mit 
der Kennzeichnung „SO 1“ eine maximale Höhe von 14,00 m zulässig ist. Die festgesetzten Hö-
henbegrenzungen orientieren sich am baulichen Bestand und berücksichtigen zudem die Aus-
wirkungen auf das Landschaftsbild. So ist im Bereich mit der Kennzeichnung „SO 2“ eine maxi-
male Höhe von lediglich 4,00 m. festgesetzt. In diesem Bereich sollen sogenannte „Tiny-Houses“ 
errichtet werden, welche aufgrund der kompakten Bauweise auch nur eine geringe Aufbauhöhe 
benötigen. Gleichzeitig dient die Höhenbegrenzung dazu, den Eingriff in das Orts- und Land-
schaftsbild möglichst gering zu halten. 

Gemäß § 18 Abs. 1 BauNVO sind bei Festsetzung der Höhe baulicher Anlagen die erforderlichen 
Bezugspunkte zu bestimmen. Die Bezugshöhe (unterer Bezugspunkt) für die Höhe baulicher An-
lagen ist für die Teilfläche mit der Kennzeichnung „SO 1“ für das gesamte Baufenster der Be-
zugspunkt BP= 161,5 müNN gemäß Planeintrag. Die Bezugshöhe (unterer Bezugspunkt) für die 
Höhe baulicher Anlagen in der Teilfläche mit der Kennzeichnung „SO 2“ ist die Oberkante der 
anbaufähigen vorhandenen Verkehrsfläche (Landwirtschaftsweg) in Fahrbahnmitte, gemessen 
senkrecht vor Mitte des jeweiligen Baufensters. 

Bei Umbau- und Sanierungsmaßnahmen an Bestandsgebäuden innerhalb der Teilflächen mit der 
Kennzeichnung „SO 1“ kann eine größere maximale Höhe als Ausnahme zugelassen werden 
(sofern diese Bestandshöhen über den festgesetzten Höhen liegen). In diesem Fall dürfen die 
bestehenden Gebäudehöhen im Rahmen entsprechender Umbau- und Sanierungsmaßnahmen 
um maximal 0,50 m überschritten werden. Damit wird vor allem die energieeffiziente Gebäudes-
anierung im Sinne der Klimaschutzes ermöglicht, die u.a. größere Aufbauhöhen an der Konstruk-
tion erfordert und damit über den Bestand hinausgeht. 

Die festgesetzten Gebäudehöhen dürfen durch technische Aufbauten und Teile haustechnischer 
Anlagen (z.B. Solaranlagen, Fahrstuhlschächte, Klimageräte, Schornsteine etc.) sowie durch An-
lagen zur Absturzsicherung (z.B. Brüstungsmauern, Geländer etc.) um bis zu 1,50 m überschrit-
ten werden. 

Die bauliche Dichte wird über die Festsetzungen des Bebauungsplanes hinaus durch die Ab-
standsflächenregelungen der Hessischen Bauordnung bestimmt, durch die bereits die 
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Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse insbesondere auch in Bezug auf die Belüftung und 
Belichtung des Plangebiets gewährleistet sind. 

I.3.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden gemäß § 23 Abs. 1 BauNVO durch Baugrenzen 
festgelegt. Im Bereich mit der Kennzeichnung „SO 1“ wurde Baufenster weitestgehend auf bereits 
versiegelten Flächen platziert, um den planungsbedingten Eingriff im Hinblick auf das Schutzgut 
Boden möglichst gering zu halten. Das Baufenster ist dabei trotzdem groß genug, um eine aus-
reichende Planungs- und Gestaltungsfreiheit der Bauherrschaft nach ihren nutzerspezifischen 
Anforderungen zu gewährleisten. Zum Zwecke einer aufgelockerten Bebauung und bestmögli-
chen Einfügen in die Umgebung unter Beibehaltung des von der Gemeinde gewünschten offenen 
Charakters wird darüber hinaus eine offene Bauweise unter ausschließlicher Zulässigkeit von 
Einzelhäusern festgesetzt. 

In dem Bereich mit der Kennzeichnung „SO 2“ beschränken sich die Baufenster auf die geplanten 
„Tiny-Houses“ mit entsprechend kleinen Grundflächen. Die Anordnung dieser ist im Sinne eines 
sparsamen Umgangs mit dem Schutzgut Boden für drei bauliche Anlagen ausreichend konkret 
gefasst. Aufgrund der drei separaten und verhältnismäßig kleinen Baufenster in dem Teilbereich 
mit der Kennzeichnung „SO 2“, die ausschließlich für und entsprechend dem geplanten Nut-
zungszweck bestimmt wurden, besteht kein Erfordernis, darüberhinausgehende Bestimmungen 
zur Bauweise festzusetzten. Diese ist durch die vorgegebenen Baufenster bereits hinreichend 
bestimmt. 

I.3.4 Flächen für Stellplätze 

Für das Plangebiet gilt uneingeschränkt die Stellplatzsatzung der Gemeinde Birkenau. Die erfor-
derliche Anzahl an Stellplätzen ist gemäß der Stellplatzsatzung der Gemeinde Birkenau zu ermit-
teln und in den Bauvorlagen nachzuweisen. In diesem Zusammenhang wird zur Klarstellung im 
Rahmen des späteren Planvollzuges festgesetzt, dass Stellplätze und ihre Einfahrten ausschließ-
lich innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sowie innerhalb der dafür zeichnerisch fest-
gesetzten Flächen zulässig sind. Garagen sind ausschließlich innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig.  

Um eine ausreichend große Fahrgassenbreite von 6 m für die Anfahrt der Stellplätze gewährleis-
ten zu können, wird stellenweise durch Erwerb privater Flächen durch die Gemeinde und Einbe-
ziehung entsprechend tief geschnittener Flächen für Stellplätze der landwirtschaftliche Weg aus-
geweitet. Damit sollen ebenfalls Einschränkungen des landwirtschaftlichen Verkehrs durch par-
kende und auf die Verkehrsfläche überhängende Fahrzeuge vermieden werden. 

I.3.5 Festsetzungen zur Minimierung und Kompensation von Eingriffen in Natur und 

Landschaft 

Der Begründung zum Bauleitplan ist nach § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB ein Umweltbericht nach der 
Anlage 1 zum BauGB beizufügen, der die auf Grund der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
ermittelten und bewerteten Belange des Umweltschutzes darlegt. 

Die Belange von Natur und Landschaft werden im derzeit in der Erstellung befindlichen und zur 
Entwurfsplanung noch zu ergänzenden Umweltbericht bewertet. Die Maßnahmen zur Vermei-
dung, Minimierung und Kompensation der planungsbedingten Eingriffe werden dann im Umwelt-
bericht dargestellt und im Bebauungsplan entsprechend festgesetzt, soweit sie festsetzungsfähig 
sind oder als Hinweis übernommen. 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans werden – unter anderem neben den Maßnahmen zur 
Minimierung der Auswirkungen auf die Bodenversiegelung und die Grundwasserneubildung 
(siehe Erläuterungen in Kapitel I.1.7.4) sowie den Maßnahmen, die aus Gründen des Artenschut-
zes getroffen werden (siehe Erläuterungen in Kapitel I.1.9. – vorbehaltlich der entsprechenden 
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Ergebnisse des noch zu erstellenden Umweltberichtes bereits folgende Festsetzungen zur Ver-
meidung und Minimierung der Umweltauswirkungen bestimmt bzw. Hinweise und Empfehlungen 
gegeben: 

• Für die Anpflanzung von standortgerechten und heimischen Bäumen, Sträuchern sowie 
Kletter- und Rankpflanzen wird zur Erleichterung für Bauherrschaft und Architekten in die-
sem Zusammenhang eine Liste von geeigneten Gehölzarten empfohlen, in der Gehölze zur 
besonderen Unterstützung der Hummel-, Bienen- und Insektenweide (sehr gutes Nektar- 
und/oder Pollenangebot) besonders gekennzeichnet sind. Das Anpflanzen von Hybridpap-
peln und Nadelbäumen ist im Übrigen unzulässig, da entsprechende Arten nicht ortstypisch 
sind und durch schnellen Wuchs in relativ kurzer Zeit zu Standsicherheitsproblemen, Ast-
wurf etc. neigen und die Beseitigung im Siedlungsbereich meist sehr aufwändig ist. 

• Ein innerhalb der überbaubaren Fläche im Bereich mit der Kennzeichnung „SO 1“ beste-
hender Baum (siehe Planzeichnung) wird zum Erhalt festgesetzt.  

• Innerhalb der zeichnerisch festgesetzten Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft mit der Kennzeichnung „A“ ist eine 
Streuobstwiese anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. 

Eine detailliertere Maßnahmenbeschreibung zur Pflege der Flächen wird nach Vorlage des 
Umweltberichtes inkl. Ausgleichsplanung zur Entwurfsplanung noch ergänzt. 

• Zur Minderung der Flächenerwärmung und aufgrund des ökologischen Nutzens wird fest-
gesetzt, dass Flachdächer und flach geneigte Dächer bis zu einer Dachneigung von 15° zu 
einem Anteil von mindestens 75% zumindest extensiv zu begrünen sind. Die Pflanzen auf 
dem Dach reinigen die Luft, da sie Staub und Luftschadstoffe herausfiltern. Das Substrat 
speichert Regenwasser und entlastet die Kanalisation. Im Winter wirken Dachbegrünungen 
wie eine zweite isolierende Haut und helfen, Heizenergie zu sparen. Im Sommer halten sie 
die Räume darunter kühler und der Pflanzenteppich bietet zudem Lebensraum für Insekten 
und ggf. bodenbrütende Vögel. 

Darüber hinaus wird empfohlen, auch Dachflächen mit einer Dachneigung über 15° exten-
siv zu begrünen und größere Fassaden und Fassadenbereiche mit geeigneten Kletter- oder 
Rankpflanzen aus einer empfohlenen Gehölzliste zu bepflanzen. Durch die Ausführung von 
extensiven Dachbegrünungen können die Auswirkungen auf das Landschaftsbild gemin-
dert werden und gleichzeitig eine für Insekten und auch Vögel als Habitat nutzbare Fläche 
geschaffen werden. Dachbegrünung wirkt sich darüber hinaus günstig auf den Nieder-
schlagwasserabfluss aus, indem dieser durch Rückhaltung und Verdunstung minimiert und 
im Übrigen gedrosselt wird. Für weitere Erläuterungen zur Dach- und Fassadenbegrünung 
wird im Übrigen auf Kapitel I.1.9.2 (Abschnitt „Ökologische Aufwertung des Plangebiets“) 
verwiesen. 

• Es wird darauf hingewiesen, dass mit den Bauvorlagen zu den jeweiligen Bauvorhaben ein 
Freiflächenplan einzureichen ist (siehe auch Bauvorlagenerlass). Dieser hat die geplante 
Nutzung der Freiflächen nach Art, Lage und Größe mit allen gemäß Bebauungsplan vorge-
sehen Bepflanzungen, den versiegelten, befestigten und begrünten Flächen, den Verkehrs-
flächen etc. darzustellen. 

• Auf die Beachtung der DIN 18920 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Schutz von 
Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ wird hingewie-
sen. 

Ggf. im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange am Bauleitplanverfahren geäußerte Anforderungen an den Inhalt, den 
erforderlichen Umfang und den Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
werden im weiteren Verfahren berücksichtigt. Im Rahmen dieser frühzeitigen Beteiligung wird 
seitens der Gemeinde Birkenau um Mitteilung von planungsrelevanten Umweltdaten oder Hin-
weisen zu umweltrelevanten Sachverhalten gebeten, damit diese Informationen in die Ausarbei-
tung des Umweltberichtes im Zuge der Entwurfsplanung bereits einfließen können. 
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I.3.6 Bauordnungsrechtliche Festsetzungen (örtliche Bauvorschriften) 

Auf Grundlage von § 9 Abs. 4 BauGB können auf Landesrecht beruhende Regelungen in den 
Bebauungsplan als Festsetzungen aufgenommen werden. In diesem Zusammenhang können 
die in § 91 Abs. 1 HBO aufgeführten örtlichen Bauvorschriften gemäß § 91 Abs. 3 HBO auch 
durch Bebauungsplan erlassen und somit zusammen mit dem Bebauungsplan als Satzung be-
schlossen werden. 

I.3.6.1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 

Die zulässige Dachneigung im Plangebiet mit der Kennzeichnung „SO 1“ wird nicht auf einen 
festen Wert, sondern auf einen Bereich bis maximal 45° festgesetzt.  

Als Dachform werden Sattel- Flach- und Pultdächer zugelassen. Diese Dachneigungen und -for-
men lassen sich in der Umgebung des Plangebiets finden, weshalb diese als ortsbildtypisch zu 
beurteilen sind und daher aus Sicht der Gestaltung des Ortsbildes seitens der Gemeinde Bir-
kenau bevorzugt werden. Im Plangebiet mit der Kennzeichnung „SO 2“ wird die Dachform auf 
Flach- und Pultdächer Dächer bis zu einer Dachneigung von 15° im Hinblick auf die geplanten 
„Tiny-Houses“ beschränkt. Aufgrund der kompakten Gebäudegrundrisse ist deshalb auf eine 
größtmögliche Raumausnutzung zu achten. Bei Satteldächern wäre hingegen ein bedeutender 
Raumverlust durch Dachschrägen zu verzeichnen, was diesem Konzept entgegen stünde. Dar-
über hinaus sind Flach- und flach geneigte Dächer besonders gut für die Umsetzung von Dach-
begrünung geeignet. Im Sinne der Minimierung von Eingriffen in Natur und Landschaft wird für 
Flachdächer und flach geneigte Dächer eine mindestens extensive Begrünung vorgeschrieben. 
Dächer bis maximal 15° Dachneigung lassen sich aktuell sehr leicht begrünen. Es gibt entspre-
chende Systembauweisen, die eine lange Haltbarkeit des Daches bei minimalem Pflegeaufwand 
gewährleisten. Ein Gründach hat gegenüber einem Ziegeldach erhebliche Vorteile und minimiert 
die Beeinträchtigungen der Bebauung für die Belange von Natur und Landschaft erheblich. So 
erfolgt eine Rückhaltung von Niederschlagwasser und auch bei stärkeren Regen wird der Nie-
derschlagswasseranfall gemindert und vor allem gedrosselt, so dass Kanalsysteme entlastet 
bzw. nicht wesentlich zusätzlich belastet werden. Die Flächen heizen sich deutlich weniger auf 
und geben daher auch weniger Wärme in den Innenraum und die Umgebung ab. Das begrünte 
Dach trägt hierdurch zu einem geringeren Eingriff in das lokale Kleinklima und auch zu geringeren 
Energieaufwendungen für die Gebäudeklimatisierung (Heizen und Kühlen) bei. Als begrünte Flä-
che stellt das Dach einen neuen Lebensraum für Insekten und Spinnentiere dar und kann daher 
von Vögeln als Jagdhabitat genutzt werden. Bei intensiver Dachbegrünung kann die Dachfläche 
sogar als Bruthabitat genutzt werden. Weil begrünte Dächer leichter bei Fachdächern oder flach 
geneigten Dächern realisiert werden können und erhebliche ökologische und klimatische Vorteile 
bieten, werden diese Dachformen ausdrücklich zugelassen.  

Aus Gründen des Orts- und Straßenbildes sowie zur Vermeidung von Blendwirkungen wird be-
stimmt, dass zur Dacheindeckung geneigter Dächer ab 15° sowie zur Dacheindeckung nicht zu 
begrünender Teile von Dächern bei einer Dachneigung unter 15° (siehe Festsetzung A.6.) aus-
schließlich ziegelrote bis dunkelbraune oder graue bis anthrazitfarbene Dachmaterialien zu ver-
wenden sind. Für geneigte Dachflächen (über 15° Dachneigung) sind zur Dacheindeckung zu-
dem ausschließlich kleinformatige, nicht spiegelnde Werkstoffe (z.B. Tonziegel oder Betondach-
steine) zulässig. Faserzement ist unzulässig. Außer den genannten Dachmaterialien und -farben 
sind unabhängig von der Dachneigung zudem aus Umweltaspekten auch begrünte Dächer (beim 
Flachdach oder flach geneigten Dächern bis 15° sogar verbindlich festgesetzt) und Dachaufbau-
ten, auch Solaranlagen, zulässig. Entsprechende Anlagen dürfen jedoch keine wesentliche 
Blendwirkung auf benachbarte Nutzungen aufweisen. Es wird darauf hingewiesen, dass Photo-
voltaikelemente ausdrücklich auch über begrünten Dachflächen zulässig sind.  
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I.3.6.2 Gestaltung der Standflächen für Abfallbehältnisse 

Die Standflächen für Abfallbehältnisse sind aus gestalterischen, aber auch hygienischen Gründen 
einzuhausen bzw. durch Bepflanzung oder bauliche Maßnahmen gegen Einblicke sowie Sonnen-
einstrahlung dauerhaft abzuschirmen, um Geruchsbildung durch direkte Sonneneinstrahlung zu 
verhindern bzw. diese durch Verschattung zu minimieren. 

I.3.6.3 Art, Gestaltung und Höhe von Einfriedungen 

Für die Einfriedung von Grundstücken erfolgen Festsetzungen, um einen möglichst offenen Ge-
samteindruck des Plangebiets zu gewährleisten. Deshalb sind Einfriedungen durch Zäune aus-
schließlich aus Holz oder Metall zulässig, die aufgrund der natürlichen und ortsüblichen Materia-
lien einen offenen Charakter erhalten, und nur bis zu einer Höhe von maximal 1,50 m zulässig. 
Die Festsetzung von ausschließlich Holz oder Metall als Material für Einfriedungen erfolgt neben 
dem gewünschten offenen Gesamteindruck, der mit entsprechenden Zaunelementen üblicher-
weise einhergeht (im Gegensatz zu Mauern), vor allem auch aus ökologischen Aspekten. Hier-
durch wird insbesondere die Verwendung von Kunststoffzäunen sowie das Einweben von Kunst-
stoffbändern als Sichtschutz in Stabgitterzäunen ausgeschlossen. Hier spielt neben dem offenen 
Gesamteindruck, insbesondere auch die Gefahr der Boden- und Gewässerverunreinigung durch 
Mikroplastik eine Rolle. Im Laufe der Jahre verwittern die „Einwebungen“ sowie auch Kunststoff-
zäune und kleinste Teile von Kunststoff können in die Erde und somit auch in das Grund- und 
Trinkwasser gelangen. Um Gewässer und die darin lebenden Organismen von Mikroplastik zu 
schützen und auch dessen Auswirkungen auf den Menschen zu reduzieren, wurden andere Ma-
terialien außer Holz und Metall ausgeschlossen. Hecken aus heimischen und standortgerechten 
Gehölzen sind zulässig, da diese einen ökologischen Nutzen aufweisen und die Begrünung des 
Plangebiets fördern. Die Verwendung von Thuja- oder Chamaecyparis-Hecken sowie Nadelge-
hölzen ist hingegen unzulässig, da diese Arten nicht standortgerecht sind und nur minimale Quar-
tierseignung für im Gebiet lebende Arten hätten. 

Die Errichtung von Mauersockeln unter Zäunen sowie von Mauern als Einfriedungen ist unzuläs-
sig. Diese würden der gewünschten Durchlässigkeit des Plangebiets für Kleinsäugetiere entge-
genwirken. Naturschotter-Gabionen und entsprechende Gabionenelemente können wegen ihres 
ökologischen Vorteils als Lebensraum z.B. für Eidechsen als Ausnahme zugelassen werden. 
Diese werden im Rahmen dieser Ausnahmeregelung jedoch aus Gründen des Landschaftsbildes 
in der Höhe auf 1,00 m begrenzt und müssen im Abstand von maximal 10 m Bodenöffnungen mit 
einer Höhe von mindestens 15 cm und einer Breite von mindestens 20 cm aufweisen, um die 
gewünschte Durchlässigkeit des Plangebiets für Kleinsäugetiere zu gewährleisten. 

I.3.6.4 Gestaltung der Grundstücksfreiflächen 

Die nicht baulich genutzten Grundstücksfreiflächen sind im Sinne des § 8 HBO zu begrünen und 
als Grünflächen dauerhaft zu pflegen. Die Herstellung von Kies- und Schotterflächen (mit und 
ohne punktuelle Begrünung) ist ausschließlich für Wege, Stellplätze und Terrassen zulässig. Die 
Anlage von Kies- und Schotterflächen zur Gartengestaltung ist im Übrigen unzulässig. Hierbei 
wird vor allem auf die Durchgrünung des Plangebiets zur Bereitstellung von Habitatstrukturen für 
Insekten und damit einhergehend zur Vermeidung des Insektensterbens abgezielt. 

I.4 Bodenordnende Maßnahmen 

Eine Grundstücksneuordnung ist nicht zwingend erforderlich. Eventuelle künftige Grundstücks-
veränderungen können bei Bedarf notariell oder durch Teilungsvermessung veranlasst werden. 
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I.5 Planverfahren und Abwägung 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Birkenau hat in ihrer Sitzung am 12.12.2023 die Aufstel-
lung der 14. Änderung des Flächennutzungsplanes im Bereich „Erweiterung Amselhof“ sowie den 
Bebauungsplan „Erweiterung Amselhof“ in Birkenau gemäß § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen. 
Diese Aufstellungsbeschlüsse wurden am __.__.2024 ortsüblich bekannt gemacht. 

Die Vorentwurfsplanungen zur Flächennutzungsplanänderung sowie zum Bebauungsplan wur-
den ebenfalls in der Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Birkenau am 12.12.2023 
jeweils zur Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeits- sowie Behörden- und Trägerbeteiligung 
gemäß § 3 Abs. 1 BauGB bzw. § 4 Abs. 1 BauGB beschlossen. Die Planverfahren werden ent-
sprechend diesen Beschlüssen, die am __.__.2024 ortsüblich bekannt gemacht wurden, mit der 
frühzeitigen Öffentlichkeits- sowie Behörden- und Trägerbeteiligung fortgesetzt. Die Bürger ha-
ben hierbei Gelegenheit, sich über die Planung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB zu informieren und 
diese im Bauamt der Gemeinde Birkenau zu erörtern. Die Vorentwurfsplanungen zur Flächennut-
zungsplanänderung sowie zum Bebauungsplan werden hierzu in der Zeit vom __.__.2024 bis 
einschließlich __.__.2024 im Internet veröffentlich und zusätzlich öffentlich im Rathaus ausgelegt, 
worauf in der ortsüblichen Bekanntmachung am __.__.2024 hingewiesen wurde. Stellungnahmen 
mit Einwendungen oder Hinweisen können in dieser Zeit bei der Gemeinde eingereicht oder dort 
mündlich zur Niederschrift vorgetragen werden. 

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (TöB) wur-
den mit Schreiben vom __.__.2024 gemäß § 4 Abs. 1 BauGB über die Planungen informiert. 
Ihnen wird Gelegenheit zur Stellungnahme, insbesondere auch im Hinblick auf den erforderlichen 
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, mit einer Frist bis 
zum __.__.2024 gegeben. 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange wird seitens der Gemeinde Birkenau um Mitteilung von planungsre-
levanten Umweltdaten oder Hinweisen zu umweltrelevanten Sachverhalten gebeten, damit diese 
Informationen in das Planverfahren einfließen können. 

Alle im ersten Beteiligungsschritt eingehenden Stellungnahmen werden durch die Verwaltung und 
das beauftragte Planungsbüro gesichtet, mit einer fachlichen Beurteilung versehen und der Ge-
meindevertretung zur Beschlussfassung über das weitere Verfahren vorgelegt. 

Die vorliegende Begründung, die zunächst für den Bebauungsplan und die Flächennutzungs-
planänderung im Parallelverfahren gleichermaßen gilt, wird während des Verfahrens fortgeschrie-
ben. Die Begründung wird zum Verfahrensabschluss (Feststellungsbeschluss zur Flächennut-
zungsplanänderung bzw. Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan) getrennt, sodass zu jedem 
der beiden Bauleitplanverfahren dann eine separate Begründung vorliegt. 

 


